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[bookmark: _Toc166683460]Einführung
1.1. [bookmark: _Toc166683461]Wie gehen Demokratie und Kapitalismus zusammen?
Einige Ansätze
-> Sind politischer Universalismus und wirtschaftliche Gleichheit inkompatibel?
· Hat die Ausweitung politischer und sozialer Rechte auf immer neue soziale Gruppen den Preis der Ungleichheit?
· Oder: Unterhöhlt die kapitalistische Ökonomie sowieso zwangsläufig politische Gleichheit und Demokratie?
 
-> Hat die Ausweitung politischer und sozialer Rechte auf immer neue soziale Gruppen den Preis der Ungleichheit?
· Depriorisierung: Linke verrennt sich in Ausweitung der sozialen Rechte -> Mit heterogener Anspruchsgruppe schwierig zu erreichen
· Wohlfahrtschauvinismus: Solidarität abhängig von heterogener Gruppe
 
-> Unterhöhlt die kapitalistische Ökonomie sowieso zwangsläufig politische Gleichheit und Demokratie?
· Linke Kritik: Postdemokratie 
· Nur scheinbar politische Wahlen, Handlungsfähigkeit der Regierung eingeschränkt
· Parteien sind alle gleich -> Ökonomischer Imperativ
· Problem in systemischen Imperativen des Kapitalismus
 
Ausweitung politischer und bürgerlicher Freiheiten seit dem frühen 20. Jhdt.
-> T.H. Marshall, Citizenship and social class, 1950
-> Entwicklung der demokratischen Staatsbürgerschaft bedingt:
· Grundrechte
· Aktive und passive politische Rechte
· Soziale Rechte
 
-> Konzentration von politischer und ökonomischer Macht und Rechten in den Händen der besitzenden Klasse bis ca. Anfang/Mitte 20. Jhdt.
-> Ab dann sukzessive Ausweitung auf Arbeiter, Frauen, Kinder, religiöse, ethnische, sprachliche, sexuelle Minderheiten.
 
Zunehmende wirtschaftliche Ungleichheit seit ca. 1980er Jahren.
· «The Great U-turn», Alderson and Nielsen 2002, AJS
· «Capital in the 21st Century», Piketty 2014
-> Umkehrung der Tendenz der ökonomischen Ungleichheit
-> Sowie (selektiv) Sozialstaatsabbau, neue Armutsrisiken
 
Warum diese beiden parallelen Entwicklungen?
· Zunehmende Ausweitung gesellschaftlicher und politischer Rechte und Gleichheit
· Zunehmende Ungleichverteilung von Einkommen und Vermögen
-> Strukturwandel zur Dienstleistungs- und Wissensökonomie (Verstärkt durch Globalisierung)
· Bildungsexpansion, Verlagerung der Industrieproduktion, weltweite Arbeitsteilung
· Produktivität von Gebildeten bedeutender
 
-> Kann das gut gehen? Oder führt es zu entweder mehr ökonomischer Ungleichheit oder Einschränkungen der gesellschaftlichen und politischen Gleichheit?
· «Optimistisches Szenario»: Stärkung der gebildeten Mittelschicht
· Wandel vA gut für gebildete, wohlhabende Frauen (Stabilisierung)
· «pessimistisches Szenario 1»: «winner takes all»
· Richtig Reiche steuern Demokratie und Öffentlichkeit, sind wirtschaftlich und politisch entkoppelt
· Politik kommt Wohlhabenden entgegen (War schon immer so)
· «pessimistisches Szenario 2»: «autoritärer Populismus»
· Linker Fokus auf immer mehr marginalisierte Gruppen entfremdete Arbeitende -> Wählen nun populistisch
· Aufstieg der Populisten fordert Demokratie heraus
· «optimistisches Szenario Gingrich»: politische Koalition für ökonomische und gesellschaftliche Gleichheit
· Gewinnende Schichten haben egalitäre Ansichten
· Korrektur des Marktes
· Geteilte Erfahrung von Ausgrenzung und Ungleichheit
· Neues Wir in Abgrenzung zum einen Prozent?
 
-> Gingrich: «In Zukunft erfordert die Bekämpfung von Ungleichheit Massnahmen, die den zunehmend diversifizierten Produktivitätssteigerungsraten von Unternehmen, geographischen Orten und Qualifikationsgruppen auf politisch mobilisierbare Weise Rechnung tragen. Soziale Solidarität ist immer konstruiert und entsteht nie aus dem Nichts.»
 
 
1.2. [bookmark: _Toc166683462]Vergleichende und Internationale politische Ökonomie
1.2.1. [bookmark: _Toc166683463]Forschungsfelder
Comparative Political Economy (CPE)
-> Menz 2017
· „CPE concerns itself with the comparative study of distributional outcomes across countries and among individuals. ...
· CPE explores how the complex domains of labour markets, industrial relations, finance, and welfare states mesh and interact.
· It offers insights into individual prospects for negotiating and navigating these choices. ...
· CPE focuses on the institutional differences in the organization of modern capitalism.“
 
International Political Economy (IPE)
-> Oatley 2018
· „International Political Economy (IPE) studies how politics shape developments in the global economy and how the global economy shapes politics.
· It focuses most heavily on the enduring political battle between the winners and the losers from global economic exchange.“
 
Gemeinsamkeiten
· Fokus auf Verteilungsfragen (zwischen Staaten, innerhalb von Staaten)
· Materialismus als gemeinsames theoretisches Fundament
· Methodologischer Individualismus als gemeinsames methodisch-empirisches Fundament
· Rational-Choice
 
 
1.2.2. [bookmark: _Toc166683464]Ideengeschichtliche Traditionslinien
Theorien ökonomischer Transformationsprozesse
-> Im Kontext der Entwicklung einer (industriellen) Marktgesellschaft 18. und 19. Jh, Leben der Menschen ändert sich fundamental
· Adam Smith (z.B. the Wealth of Nations 1776): individueller Rationalismus führt zu maximalem kollektiven Wohlstand
· David Ricardo (z.B. On the Principles of Political Economy and Taxation, 1817): Handel steigert den kollektiven Wohlstand durch Spezialisierung
· Karl Marx (z.B. Das Kapital 1867): Selbstzerstörerische Dynamik des Kapitalismus durch das Handeln der kapitalbesitzenden Klasse
-> Versuche, die umwälzenden sozialen und ökonomischen Veränderungen und ihre Konsequenzen zu verstehen.
 
-> Theorien der Marktgesellschaft (bzw. Industriegesellschaft) im 20. Jh
· Karl Polanyi: The Great Transformation, 1944
· „From non-market societies to market societies“
· Die Marktwirtschaft verändert die Logik des menschlichen Handelns an sich.
· Der Mensch in der Marktgesellschaft wird zum rationalen, kalkulierenden Akteur
· Die Marktgesellschaft führt langfristig zum sozialprotektionistischen „backlash“ („double movement“)
 
Makroökonomische Theorien
· Keynesianismus: Nachfrageorientierung (J.M. Keynes, Allgemeine Theorie der Beschäftigung, des Zinses und des Geldes, 1936)
· Menschen mehr oder weniger Geld geben?
· Förderung gewisser Sektoren (Protektionismus) 
· Monetarismus: Angebotsorientierung (Milton Friedman, The Optimum Quantity of Money, 1969)
· Geld mehr oder weniger Wert geben
· Zentrale Frage: Wie der Staat am effektivsten wirtschaftliche Prozesse steuert
· Wer sind die Akteure?
· Wer wird gesteuert?
 
· CPE: Politik der fiskalpolitischen Steuerung, Korporatismus
· Akteure der Steuerung (Gewerkschaften, Arbeitgebende)
· IPE: Handelstheorien/modelle
· Welche Länder/Klassen sind wichtig zur Erklärung des Handels?
 
CPE: Makrohistorische Theorien der Sozialstaatsentwicklung
· Empirisch: Theorien der Staatsentwicklung
· Stein Rokkan / S.M Lipset, Party Systems and Voter Alignments 1967
· Peter Flora, Growth to Limits 1986/1987
· Gösta Esping-Andersen, Three Worlds of Welfare Capitalism 1990
· Politische Philosophie
· T.H. Marshall, Citizenship and social class, 1950
· Civil rights, political rights and social rights
 
Zunehmende Überlappungen
-> Zunehmend überlappende Fragestellungen durch die (regionale) Integration nationaler Ökonomien
· (Nationale) Politisierung der internationalen ökonomischen Governance (z.B. WTO, EU)
· Internationale Determinanten von nationalen Outcomes, als Rahmenbedingungen (z.B. Geldpolitik) oder direkter Einflussfaktor (z.B. «Troika»/IMF/Multinationale Unternehmen)
 


[bookmark: _Toc166683465]Sozialstaatsregime
1.3. [bookmark: _Toc166683466]Die drei Welten des Wohlfahrtskapitalismus
-> «Welfare regime»: Interaction of market, state and family in managing social risks. (Van Kersbergen and Manow 2017).
-> Aus welchen Quellen beziehen Menschen materielle Sicherheit und Absicherung?
· Liberales, angelsächsisches Regime: Markt
· Beschäftigung zentral, Menschen sollen eigenes Geld verdienen
· Wenig alternativen
· Christdemokratisches, kontinentales Regime: Familie
· Familie versichert (Kinder, Ehepartner:innen)
· Sozialdemokratisches, nordisches Regime: Staat
· Materielle Sicherheit für Alle (universalistisch)
 
-> Das Verhältnis von Markt, Familie und Staat ist v.a. geprägt vom Ausmass und der Art der Staatsintervention.
· «Dekommodifizierung»: Ausmass/Höhe der Leistungen
· „The degree to which social rights permit people to make their living standards independent of pure market forces“ (1990)
· Wie gross sind die Leistungen?
· Unabhängigkeit vom Markt
· «Stratifizierung»: Verteilung/Anspruchsberechtigung
· „The welfare state is a stratification system in its own right. Does it enhance or diminish existing status or class differences?“ (1990)
· Wer kriegt die Leistungen?
· Ausgleich von Marktungleichheiten?
 
Dekommodifizierung
-> «Dekommodifizierung»: Indikatoren bei Esping-Andersen für Altersrenten, Krankheitsleistungen, Arbeitslosigkeit
· Mindesthöhe von Leistungen
· zB wieviel Prozent des letzten Lohnes werden ersetzt?
· Durchschnittshöhe von Leistungen (z.B. Ersatzraten)
· Anspruchsberechtigungen (z.B. Beitragsdauer; Karenz-/Wartefristen)
· Dauer von Leistungen
 
Stratifizierung
-> «Stratifizierung»: Indikatoren bei E-A für Altersrenten, Krankheitsleistungen, Arbeitslosigkeit
· Konservatismus (Status-Stratifizierung)
· Berufsspezifisches («korporatistische») Fragmentierung der Rentensysteme (Für alle Berufsklassen eigene Renten (CH: BVG) -> Leistungen je nach dem höher)
· Höhe der Altersrenten für Beamte (vA D, Ö: Beamte bekommen Renten aus Steuern finanziert)
· Liberalismus
· Bedarfstests bei Leistungen (Ist noch Vermögen vorhanden?)
· Private Anbieter/Versicherer
· Sozialismus
· Umfassendes Risikopooling/ Universalismus (Möglichst alle im gleichen Topf)
· Tiefe Spreizung der Leistungshöhen (Min/Max)
 
Zusammenfassend
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1.4. [bookmark: _Toc166683467]Kritik: "Gender-Blindness"
-> z.B. Orloff 1993 
· „... focus on those aspects of social provision that are most relevant for male wage earners and breadwinners. Programs that compensate workers for losses in income from paid labor“
· Aber: die materielle Sicherung und Lebenschancen von Frauen hängen idR von anderen/weiteren Sozialrechten ab als nur Einkommenssicherheit
· Selektive Sicht auf Erwerbstätige
 
Argument
-> Die materielle Sicherung und Lebenschancen von Frauen hängen idR von anderen/weiteren Sozialrechten ab als der Einkommenssicherung in (formellen) Arbeitsverhältnissen.
· Blind spot: “Wohlfahrtsleistungen“ in der Familie
· Individualisierte oder abgeleitete Ansprüche für Frauen?
· Möglichkeiten der „Kommodifizierung“/Erwerbstätigkeit (eher als Fokus auf „Dekommodifizierung“)
· Förderung der Teilnahme am Arbeitsmarkt für Frauen wichtiger als Anreize, nicht teilzunehmen
 
Erweiterungen der Theorie/Typologie
· Gendered welfare typologies
· Male Breadwinner Model (Nur einer arbeitet) vs. Dual Breadwinner(Alle arbeiten) model
· „Explicit familialism“ (kontinental), „implicit familialism“ (liberal) and „Defamilialism“ (skandinavisch)
· Einbezug von Leistungen und Dienstleistungen für Familien und Frauen in die allgemeine Typologie.
· Erweiterung der Theorie
· Antwort auf Kritik
-> Erweiterung auf post-industrielle Gesellschaften
 
 
1.5. [bookmark: _Toc166683468]Kritik: Eurozentrismus
-> Typologie entwickelt anhand von 18 westlichen Demokratien.
· Die Beschränkung auf demokratische Regime ergibt Sinn, weil Esping-Andersens erklärende Theorie auf Parteien und Wählermobilisierung beruht.
· Aber wie hilfreich ist die Typologie für das Verständnis und die Klassifizierung anderer/neuerer Demokratien?
 
Südeuropäische Demokratien
· Spezifika
· Extrem konservative Sozialstaaten (korporatistisch)
· Starke Bedeutung des Kirche/Staat Konfliktes (starke Rolle der Kirche bei Leistungen)
· Informeller Sektor des Arbeitsmarktes (Lücken bei Leistungen)
· Familiarismus (Starke Rolle der Transfers innerhalb der Familie; hohe Bedeutung von Renten)
· Schwache Absicherung von schlecht/informell Beschäftigten
· Keine Sozialrechte -> Lücken)
· «Residual welfare state»: low decommodification, high stratification and familialism (Ferrera 2005)
· Beispiel: Italien gibt ca. 2,7x mehr aus für Altersrenten als für Bildung; Schweden etwa gleich viel (Lynch 2006)
 
Osteuropäische Demokratien
· Spezifika
· Heterogenität
· späte Demokratisierung und Delegitimierung der sozialistischen Institutionen 
· starke Rolle der Wirtschaft
· gesellschaftlicher Konservatismus
· Verschiedene und hybride Modelle: z.B. viele «liberale» Elemente in baltischen Staaten; viele «konservative» Elemente in den Visegrad Ländern (CZR, HU, PO, SLK)
· Beispiel: Grosszügige Leistungen und Subventionen für (kinderreiche) Familien in Ungarn und Polen
 
Lateinamerikanische Demokratien
· Spezifika
· Ungleich, stratifizierend
· Grosser informeller Sektor im Arbeitsmarkt (Keine Versicherung) -> Lücken
· Verbreiteter Klientelismus (Spezifische Wahlversprechen, vA sozialstaatlich, vA formeller Sektor angesprochen/profitiert)
· Ähnlichkeit mit dem konservativen WS: sehr hohe Stratifizierung und Ausschluss des informellen Sektors
· Erst in jüngerer Zeit neue Tendenz zu means-testing in den reicheren Ländern (Armutsbekämpfung)
· Beschäftigung mit informellem Sektor
· «Truncated welfare state»: generous benefits for formal sector workers, barriers for the poor/informal sector workers (Holland 2018)
· Beispiel: Bolsa Familia 2003 in Brasilien, um den informellen Sektor zu erreichen
· Sozialleistung für alle Familien
 
Nordostasiatische Demokratien 
-> v.a. Südkorea, Japan, Taiwan
· keine klassische Mobilisierung der Arbeiterbewegung & starker Staat.
· Subsidiarität
· Erst wenn Markt nicht mehr ausreicht
· Staatsinterventionismus orientiert an den Bedürfnissen der Wirtschaft
· Viele Elemente von konservativen/familialistischen und liberalen WS
· «Developmental welfare state: social policy as an effective tool to support the economic growth strategy.» (Kwon 2005)
· Weiterer Typ
· Ausgerichtet an Bedürfnissen der Firmen
· Beispiel: Betriebseigene Versicherungen (Stabilität)
· Vorteil für Unternehmen: Bindung der Menschen an Unternehmen
 
 
1.6. [bookmark: _Toc166683469]Nutzen und Beständigkeit der Typologie
-> Nutzen und Beständigkeit der Typologie über die Zeit
· Stabilität der Regime über die Zeit wegen
· Institutionellen Feedback-Effekten (Verhalten nach institutionellen Regeln -> Menschen werden zu Teil des Systems -> Schwierigkeit, das System zu ändern)
· Kultureller Norm-Bildung (Leistungen werden als selbstverständlich angesehen -> prägt Erwartungen, zB Familialismus, Universalismus)
· Erklärungskraft der zentralen Konzepte und Mechanismen: Stratifizierung, Means-testing, Universalismus
· Unabhängig von Typen
· Erklärungskraft, wie Sozialstaaten funktionieren
· Nutzen zur Untersuchung jüngerer Sozialpolitiken: Social Investment
 
 
1.7. [bookmark: _Toc166683470]Die Politik von Sozialstaatsregime
-> Esping-Andersen: Zentrale (strukturalistische!) Erklärung:
· «Power Resources» Modell
· (vs. Industrialisierung; vs. Marxismus)
· Zentrale Variable: Mobilisierung der Arbeiterklasse (Arbeit vs Kapital)
· Sozialrechte als Machtressource
· „Decommodification strengthens the worker and weakens the absolute authority of the employer. It is for exactly this reason that employers have always opposed decommodification“ (1990)
· VoC: Dekommodifikation nützt Arbeitgebenden manchmal auch
 
Politische Erklärung der Regime nach der Machtressourcentheorie 
-> Esping-Andersen 1990; van Kersbergen 1994
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· Entwicklung abhängig von gesellschaftlichen Konfliktstrukturen
· Lange hohes Erklärungspotential, mittlerweile weniger
· Kritik:
· Gilt heute nicht mehr
· Galt noch nie
 
Validität der Machtressourcentheorie?
-> Über die Zeit?
· Huber & Stephens (2000): Development and Crisis of the Welfare State. Chicago Univ. Press.
· Untersuchung der Erklärungskraft der Variablen (vor und nach 1985)
· Vor 80er Jahren: Zusammenhang zwischen linken Parteien in der Regierung und grosszügigem Sozialstaat
· Nach 80er Jahren: Kein direkter Zusammenhang mehr (Schwindende Erklärungskraft von Esping-Andersen)
 


[bookmark: _Toc166683471]Produktionsregime
1.8. [bookmark: _Toc166683472]Entstehung und Argument
· Machtressourcentheorie: Wohlfahrtsstaat v.a. als Instrument der Umverteilung zwischen Arbeit und Kapital.
· Esping-Andersen: Entscheidend sind die Machtressourcen und Koalitionsmöglichkeiten der Arbeiterschaft. Schlüsselrolle für linke Parteien und Gewerkschaften.
· „Decommodification strengthens the worker and weakens the absolute authority of the employer. It is for exactly this reason that employers have always opposed decommodification“ (Esping-Andersen 1990)
· Jedoch: Erste Sozialversicherungen in nicht-linken Regimen
· Erfinder der Sozialversicherung: Bismarck (Krankenversicherung 1883, Unfallversicherung 1884); Erste Sozialversicherungen: betriebseigene Unfall und Krankheitsversicherungen; Existenz vieler (freiwilliger) betrieblicher Sozialwerke.
 
-> Alternative Perspektive: Wohlfahrtsstaat = „Sozialversicherung“
· Keine Umverteilung
· Versicherung der eigenen Arbeit = Sicherung einer Investition
· Ausbildung birgt ein Risiko -> Je nach dem langfristig nicht mehr nachgefragt
· Wichtige Risikoquelle im Arbeitsmarkt: Spezialisierung (auf einen Beruf, eine Firma, ein Produkt…)
· Risiko bei höherer Spezialisierung grösser
· Gewisse Firmen/gewisse Sektoren haben Interesse, dass Arbeitnehmende sich spezialisieren. Die Arbeitnehmenden aber haben ein Interesse, möglichst allgemein zu bleiben. -> Geringeres Risiko
· Absicherung gegen mögliche Risiken erlaubt den Arbeitnehmenden, diese Risiken überhaupt erst einzugehen (Estevez-Abe/Iversen/Soskice 2001).
· Versicherungen
 
Wohlfahrtsstaat potenziell effizienzsteigernd
-> Sozialpolitik nicht gegen Unternehmen
-> Mit dieser Perspektive verändert sich die Fragestellung:
· Welches Wohlfahrtsstaatsregime ist besonders geeignet, diese Effizienzsteigerung zu sichern?
· Antwort: Das Regime, in dem der Versicherungscharakter besonders ausgeprägt ist -> Das konservative/stratifizierte Regime
· Je spezialisierter und höher das Einkommen, desto besser versichert
· «Stratifizierung» in diesem Sinne ein Beitrag zur Effizienzsteigerung.
· In Produktionsregimen, wo die Unternehmen keine Spezialisierung "brauchen" -> tiefere Leistungen
· Welche Sektoren sind dominant?
 
Zwei Interpretationen des Wohlfahrtsstaats
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· Effizienz-Argument theoretisch sehr innovativ, Inspirationsquelle für viele theoretische Entwicklungen. Die empirische Forschung zur Entstehung des Wohlfahrtsstaats scheint jedoch überwiegend dem Machtressourcenansatz recht zu geben 
· Effizienz-Perspektive hilfreich für die Erklärung der Stabilität des Wohlfahrtsstaats: Warum führt der Niedergang der Sozialdemokratie nicht zum Abbau des Wohlfahrtsstaats?
 
-> Die Fragestellung und Ambition der VoC-Theorie geht aber weit über Sozialpolitik hinaus:
· Warum gibt es nicht «den» Kapitalismus? Wie unterscheiden sich Kapitalismustypen?
· Welche Länder spezialisieren sich auf was?
 
-> These von «Kapitalismustypen» sehr alt
· Typischerweise: Anglo-Amerika vs. Mitteleuropa
 
-> These, «gegen» die die VoC-Theorie antritt: Globalisierung zwingt Länder zu Konvergenz
· Im Kontext 1990er-Jahre:
· Systemkonkurrenz des kalten Krieges endet (Kein generöser Sozialstaat mehr nötig)
· USA: New Economy Boom (hohes Wachstum)
· Deutschland: Wiedervereinigungsschock (Krise) -> Hoher Jobverlust
· Westeuropa: Deindustrialisierungskrise
· Grossbritannien: New Labour -> Neoliberale Linke
· Annahme der «Konvergenzthese»: Alle «Kapitalismen» werden wie die USA (race to the bottom punkte Steuern/Regulation/Sozialleistungen)
 
-> Gegenthese VoC: Arbeitgeber/Firmen in «koordinierten Marktwirtschaften» haben ein Eigeninteresse an Regulierung und an einem starken Sozialstaat
· Firmenzentrierter Ansatz
· Zwei Typen von Ökonomien: LMEs und CMEs (liberal vs. coordinated)
· LMEs brauchen: Märkte und Wettbewerb
· CMEs brauchen: Netzwerke und Kooperation
· vA bei Spezialisierung, langfristigen Investitionen
-> Institutionelle Komplementaritäten

1.9. [bookmark: _Toc166683473]Empirische Ausprägungen VoC
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· LMEs: ”switchable” assets and “radical innovation”
· Flexibilität der Arbeitsfaktoren
· Gut in Erfindungen
· CMEs: “specific” assets and “incremental innovation”
· Spezifische Bedürfnisse für Arbeitsfaktoren
· Verbesserung von Produkten
 
Vier Sphären institutioneller Koordination
Arbeitsbeziehungen und Löhne
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Unternehmensfinanzierung und –Kontrolle («corporate governance»)
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Ausbildungssystem
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Beziehungen zu Zulieferern und Kund:innen
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1.10. [bookmark: _Toc166683474]Wirkung der VoC Theorie
· Fokus auf effizienzsteigernde Wirkung von staatlicher Regulation und sozialer Kooperation
· Firmen und Sektoren als Akteure in der CPE/ IPE eingebracht
· Ende der Fixierung auf «Konvergenzthesen» 
· Fokus auf Unterschiede und institutionelle Komplementaritäten
· Verständnis von unterschiedlichen Wegen aus der Krise der 1990er Jahre. Thelen (2014): Varieties of Liberalization and the New Politics of Social Solidarity.
· Liberalization (Anglo-Saxon)
· Dualization (Continental)
· Egalitarian capitalism (Nordic)
 
 
1.11. [bookmark: _Toc166683475]Kritikpunkte: Funktionalismus und Länderzentrierung
Funktionalismus des Ansatzes
· Erklärung der Stabilität und Performanz, aber WOHER kommen die Institutionen? -> Wie kommt es zu Unterschieden?
· Schlecht im Erklären von Wandel -> Grundproblem institutionalistischer Erklärungen
· Apolitisch: Rolle von Parteien? Parlamenten? Macht?
· Fokus vA auf Firmen und Verbände
 
Länderzentrierung
· Modell der länderspezifischen Industrieökonomie? Marktverflechtungen? Entgrenzung von Märkten?
· Globalisierte Produktionsketten? Verstärkung oder Erosion der Unterschiede?
 


[bookmark: _Toc166683476]Handelsregime
1.12. [bookmark: _Toc166683477]Klassische Handelstheorien: Warum Handel?
· Varieties of Capitalism: Comparative Institutional Advantage
· Institutionalistisch
· Länder spezialisieren sich entsprechend ihrer Institutionen und treiben Handel.
· Prognose: Deutschland exportiert Autos, die USA exportieren Software
· Heute: Welche alternativen Erklärungen für Spezialisierung gibt es?
· Handelstheorien -> Strukturalistisch, Fokus auf Ressourcen
· Wer profitiert von Spezialisierung, wer leidet darunter?
· Wie sieht politischer Konflikt um Handel aus und um welche politischen Instrumente geht es dabei?
 
Adam Smith
· Modell: zwei Länder, zwei Güter (zB Tuch und Wein), nur ein Produktionsfaktor (Arbeit)
 
-> Absoluter Vorteil:
· Offensichtlich: Wenn Land A Gut 1 produktiver herstellen kann und Land B Gut 2 produktiver herstellen kann, dann lohnt sich Handel.
· Land A spezialisiert sich auf Gut 1, Land B auf Gut 2, dann wird getauscht.
 
David Ricardo
-> Theorie der komparativen Vorteile
· Was passiert wenn Land A beide Güter produktiver herstellen kann als Land B?
· Trotzdem ist der relative Vorteil (Effizienzgewinne) von Land A bei einem Gut (hier: Gut 1) grösser als bei dem anderen Gut.
· Auch dann sind Spezialisierungsgewinne möglich: Land A spezialisiert sich auf Gut 1, Land B auf Gut 2, dann wird getauscht.
 
-> Wer soll sich worauf spezialisieren? -> komparativer Vorteil
· Wie viele Einheiten Wein erhält ein Land, wenn es die Arbeitszeit für eine Einheit Tuch neu auf die Produktion von Wein verwendet?
· England: 0,67 Einheiten (5h eingesetzt für Wein statt für Tuch, Wein kostet 7.5h)
· Portugal: 1,5 Einheiten (3h eingesetzt für Wein statt für Tuch, Wein kostet 2h)
· England hat höhere «Opportunitätskosten» für die Produktion von Wein. Deshalb sollte es sich auf Tuch spezialisieren (komp. Vorteil). Genau umgekehrt für Portugal.
· Spezialisierung für alle von Vorteil
· Bei aggregiertem Handeln
 
 
1.13. [bookmark: _Toc166683478]Klassische Handelstheorien: Politische Konfliktlinien (Gewinner/Verlierer)
-> Bis hierhin: Alle profitieren vom Freihandel.
 
Warum ist Freihandel dann umstritten?
· Offenbar gibt es in der Realität Gewinner und Verlierer. Warum?
· Wer sind die Gewinner und Verlierer?
 
Zwei strukturalistische Modelle der Analyse:
· Entlang dem Klassenkonflikt : Kapital vs. Arbeitende (cf. Ähnliche Konfliktmuster wie in «Three Worlds of Welfare Capitalism»)
· Entlang dem Sektorkonflikt: Export vs. Import (cf. Ähnliche Konfliktmuster wie in «Varieties of Capitalism»)
 
Faktormodelle: Heckscher/Ohlin
· Zwei Produktionsfaktoren: Arbeit + Kapital
· Güter werden mit unterschiedlichen Mischungen der beiden Faktoren hergestellt.
· Kapitalintensive Güter: Kapital spielt grössere Rolle als im Durchschnitt aller Güter (z.B. Forschung und Entwicklung)
· Arbeitsintensive Güter: Arbeit spielt grössere Rolle als im Durchschnitt aller Güter (z.B. Massenproduktion, Landwirtschaft)
· Kapitalreiche Länder exportieren kapitalintensive Güter (Arbeit als relativer Verlierer)
· Kapital: Freihandel, Arbeit: Protektionismus
· Arbeitsreiche Länder exportieren arbeitsintensive Güter (Kapital als relativer Verlierer)
· Kapital: Protektionismus, Arbeit: Freihandel
 
Prognosen über politischen Konflikt
-> Faktoraler (Klassen-)Konflikt
· Der im Weltvergleich reichlich («abundant») vorhandene Faktor ist für Freihandel, der knappe («scarce») Faktor ist dagegen.
· Begründung: Der Weltmarktpreis des reichlichen Faktors ist höher als der Preis, der nur durch Verkauf im Inland erzielt werden könnte. Eine Öffnung erhöht den Ertrag.
 
-> Beispiele:
· Produzent:innen in den «reichen» (kleinen) Ländern für Freihandel
· Arbeiter:innen in (grossen) Schwellenländern für Freihandel
 
Sektormodelle: Ricardo/Viner
· Annahme: Länder spezialisieren sich nicht in Arbeit oder Kapital, sondern beide Faktoren sind gemeinsam in bestimmten Sektoren spezialisiert.
· Faktoren sind an einen Sektor gebunden.
· Spezialisierungsprognose ganz ähnlich wie in Heckscher/Ohlin: Sektoren mit komparativem Vorteil sind export-orientiert, Sektoren mit komparativem Nachteil sind import-konkurrierend.
· Der komparative Vorteil resultiert aus strukturellen Faktoren (Land, Ressourcen, Lage etc.)
 
Prognosen über politischen Konflikt
-> Sektoraler Konflikt
· Arbeit und Kapital im export-orientierten Sektor sind für Freihandel, Arbeit und Kapital im import-konkurrierenden Sektor dagegen.
· Für den import-konkurrierenden Sektor bedeutet Freihandel mehr Konkurrenz im Inland und entsprechend niedrigere Preise (Erträge).
 
-> Beispiele:
· Exportorientierte Industrien: Autoindustrie in Deutschland, Pharma in der Schweiz, Landwirtschaft in Argentinien etc.
· Import-konkurrierende Industrien: Landwirtschaft oder Textilindustrie in Europa
 
 
1.14. [bookmark: _Toc166683479]Verteilung: was passiert mit den Verlierern von Handel?
-> Bisher: Wer will was? Warum gibt es politische Konflikte, obwohl Handel den aggregierten Wohlstand steigert?
-> Jetzt: Wie werden die Konflikte befriedet? Wie werden die «Verlierer» ins Boot geholt?
· Kompensation/Entschädigung: Sozialstaat
· zB Grosszügige Unterstützung nach Jobverlust
· Protektionismus/Schutz
· zB Schutz vor Jobverlust durch Protektionismus
 
Kompensationshypothese
· «Kompensationshypothese»: Freihandel sorgt für einen Ausbau des Wohlfahrtsstaats, weil er die Nachfrage nach Umverteilung und Versicherung erhöht.
· Beispiel Schweiz: Offener Markt mit Kompensation durch ALV und Protektionismus der Binnenwirtschaft
· Scheinbares Paradox: je offener die Wirtschaft, desto grosszügiger der Sozialstaat?
· Volkswirtschaften mit ausgebautem Sozialstaat offener
· Nachfrage nach Sozialstaat bei offenen Volkswirtschaften
 
Protektionismus/ Schutz heimischer Märkte
· Zölle historisch sehr wichtige Quelle der Staatsfinanzierung, aber abnehmende Bedeutung
· Über Zeit Rückgang von Schutzzöllen
· Protektionismus: «Schutzzölle»/ technische Handelsschranken für bestimmte Industrien
 
Beispiel: Freihandelsabkommen EFTA – Indien 2024
· Interesse an Abkommen:
· Schweizer Industrie (Besserer Zugang zu bisher geschütztem indischem Markt)
· Indische Politik (Investitionen durch Handel, Auslagerung von Produktion nach Indien)
· Schutz für Verlierende:
· Schutzzölle bei zu starkem Handel (Indien)
· Schutz der Landwirtschaft (Für beide Länder)
· Pharma (Schweiz) wird mit Patentschutz geschützt 
· Generell: Eingeschränkte Personenfreizügigkeit (Schweiz)
 


[bookmark: _Toc166683480]Parteien und Wählende
1.15. [bookmark: _Toc166683481]Einleitung
Die Rolle von organisierten Interessen in den Regime-Typologien und den IPÖ-Handelstheorien
· Three Worlds of Welfare Capitalism (-> social cleavages)
· Theorien internationalen Handels (Faktor- und Sektormodelle) (-> Export- vs. Binneninteressen)
· Produktionsregime/ Varieties of Capitalism (-> spezialisierte Industrieproduktion vs. Innovation)
 
-> sind im Kern alles strukturalistische Theorien.
· D.h. sie sehen organisierte politische Interessen als direkten Ausdruck von materiellen, strukturellen Präferenzen.
· Strukturelle Grundlagen von Interessen
 
-> «organisierte politische Interessen als direkten Ausdruck von materiellen, strukturellen Präferenzen»
· Was bedeutet das?
· Organisierte Akteure (Parteien, Verbände) verfolgen ausschliesslich wirtschaftliche Interessen, und zwar diejenigen ihrer Mitglieder/ Wählenden/ Machtbasis
 
Beispiel Schweiz:
· Die Unia strebt danach, den Gewinn ihrer organisierten ArbeiterInnen (nicht «aller» Arbeiter) zu maximieren
· Economiesuisse strebt danach, den Nutzen der Schweizer Exportindustrie zu maximieren
· Der Gewerbeverband macht das gleiche für die Binnenwirtschaft
-> Relativen Gewinn der Machtbasis erhöhen
-> Jeweils potenziell auch auf Kosten der anderen, nicht-organisierten Akteure
 
-> Als Folge dieser direkten, strukturalistischen Perspektive: relativ schwache Theoriebildung zu den politischen Akteuren (Parteien oder Verbände) in VPÖ/IPÖ
· Die Organisationen sind nur von Interesse, weil sie strukturelle Interessen bündeln, sichtbar machen und in den politischen Prozess einschleusen
· IdR wird jedoch die Analyse dieser Akteure selbst (als eigenständige strategische Akteure, ihre Organisationssoziologie und internen Entscheidungsprozesse) vernachlässigt
· Zudem werden ihre Interessen oft «angenommen», d.h. von strukturellen Annahmen abgeleitet, und nicht empirisch beobachtet.
· zB: Grüne Parteien haben ein Elektorat mit hohem Einkommen und sollten daher wirtschaftlich eher rechts stehen -> Aber stimmt das wirklich?
 
Die Rolle von politischen Parteien in diesen Theorien
-> Für Parteien gilt das umso mehr:
· Handelstheorien: Parteien kommen kaum vor. Und wenn, dann radikal vereinfacht als Vertreter von Sektor- oder Faktorinteressen (z.B. Protektionismus/Peronismus vs. Freihandel/Radikale in Argentinien)
· Argentinien: Sektorengegensatz parteipolitisch organisiert
· Varieties of Capitalism: Parteien kommen überhaupt nicht vor
· Three Worlds of Welfare Capitalism: Parteien artikulieren gesellschaftliche Spaltungslinien (Arbeit-Kapital; Agrar-Industrie; Kirche-Staat) -> Einzig in dieser Theorie spielen Parteien eine grosse Rolle, aber auch hier als Repräsentanten eindeutiger struktureller Konflikte
 
 
1.16. [bookmark: _Toc166683482]Die traditionelle Theorie des Parteieneinflusses in der politischen Ökonomie
Partisan politics/ power resources Ansatz
-> Warum „power resources“?
· Sozialrechte als Machtressourcen -> Objekt des Konfliktes zwischen Kapital und Arbeit
· Staärkung, Durchsetzung, Sicherung der eigenen Interessen
· Die Verteilung von Sozialrechten reflektiert die Machtverhältnisse zwischen Arbeit und Kapital
 
-> Daraus folgt:
· Mobilisierung und Organisation der Arbeiterklasse sind die wichtigsten Erklärungsfaktoren für den Sozialstaat.
· Mobilisierung und Organisation der Arbeitendenklasse wird gemessen anhand der „Stärke der Linken“:
· Gewerkschaftliche Organisation -> Ausgleich „im Markt“ (Lohnkoordination, Bildungschancen)
· Sozialdemokratische Regierungsstärke -> Umverteilung durch den Staat
 
Ergänzung des power resources Ansatz: Die Rolle der Christdemokratie
· Was ist die Rolle der (vielen!) Arbeiter:innen, die konfessionell wählten nach dem 2. Weltkrieg (insb. Christdemokratie)
· Vs Fokus auf nur Sozialdemokratie
· Nicht nur Arbeit vs Kapital sondern auch Christdemokratie wichtig, um konservative Wohlfahrtsstaaten zu erklären 
· Die Christdemokratie war untertheorisiert in Esping-Andersen’s Theorie (“Residualkategorie” konservative Wohlfahrtsstaaten).
· E-A: Liberales, angelsächsisches Regime vs sozialdemokratisches, nordisches Regime
· Van Kersbergen: Die Allianz von Christdemokraten und Sozialdemokraten hat zu einem grossen, aber nur schwach redistributiven Wohlfahrtsstaat geführt (hohe Dekommodifizierung, hohe Stratifizierung).
 
 
1.17. [bookmark: _Toc166683483]Weiterentwicklungen der traditionellen Theorie
-> Motivation, die «alte» Parteientheorie zu hinterfragen:
· Sinkender Wähleranteil der zentralen Parteifamilien der Power Resources Theorie
· Die Erklärungskraft der Variable „Left power“ (SD Wähler- und Regierungsanteil, Gewerkschaftsdichte, etc.) nimmt ab über die Zeit.
 
-> Warum sinkende Erklärungskraft? (Häusermann et al. 2013)
-> Der Text bespricht 3 zentrale Hypothesen:
· Elitensoziologie: Parteien liefern sich keinen programmatischen Wettbewerb (mehr) um Verteilungspolitik
· Institutionelles Feedback: Der institutionelle Kontext verändert die Wirkungen von Verteilungspolitik
· Wählersoziologie: Die Parteiwählerschaften haben sich verändert – deshalb verfolgen Parteien nicht mehr die gleichen Ziele wie vor 30-40 Jahren.
 
Hypothese 1: Lockerung der Annahme programmatischen Wettbewerbs
-> Elitensoziologische Erklärung: Nicht alle Parteien mobilisieren Wähler „programmatisch“.
· Programmatische Mobilisierung: Policies verteilen Kosten und Nutzen unabhängig von Wählerschaften
· Klientelistische/ partikularistische Mobilisierung: Parteien nutzen Policies um konkrete Leistungen für einzelne Wähler oder Wählergruppen zu gewähren (Gegenleistung für die Stimmen).
· Konsequenz: Parteipräferenzen wären viel volatiler (je nach Angebot), und universalistische Sozialpolitik wäre im Interesse keiner Partei.
· Parteien werden aus volatilen Gründen gewählt
· Stärke linker Parteien sagt nichts mehr über Wohlfahrtsstaaten aus
· Beispiel Südeuropa: Mobilisierung politischer Gruppen mit spezifischen Versprechen
 
Hypothese 2: Veränderungen über die Zeit: institutioneller Kontext
-> Institutionalistische Erklärung (Feedback): Interaktionen mit dem institutionellen Kontext
· impliziert: nicht (mehr) alle „left parties“ wollen dasselbe. Was für die Parteien «rational» ist, hängt vom institutionellen Kontext ab, d.h. vom Sozialstaat selber.
· Ändert nichts an grundlegenden Präferenzen
-> Beispiele:
· In einem Elitenbasierten Bildungssystem ist die Rechte für einen Ausbau der höheren Bildung und gegen Studiengebühren; je stärker universalistisch das Bildungssystem, desto eher ist die ideologische Achse umgekehrt. (Ansell 2011) 
· Subventionierung der höheren (elitenbasiert) vs mittleren/unteren Schichten (universalistisch)
· In einem versicherungsbasierten/regressiven Sozialstaat wollen Mittelklasseparteien mehr Sozialausgaben, in einem umverteilenden Sozialstaat weniger (Rehm und Beramendi 2018)
-> Links/Rechts hängt von Status Quo/Institutionen ab, Ideologie bleibt dieselbe
 
Hypothese 3: Neue Themen und elektorales Realignment
-> Wählersoziologische Erklärung: Seit den 1980er Jahren sind neue Themen auf die Agenda des Parteienwettbewerbs in Europa gekommen (Gleichstellung, Minderheitenschutz, Internationale Integration, Umweltpolitik, kultureller Liberalismus) + Strukturwandel
· Die existierenden Parteien haben die Themen aufgenommen.
· Veränderung der Elektorate
-> Heute werden linke und rechte Parteien mehr um dieser Themen Willen gewählt als wegen Verteilungspolitik
 
 
1.18. [bookmark: _Toc166683484]Elektorales Realignment und Konsequenzen für den Sozialstaat
Transformation der Elektorate
-> Die wichtigste elektorale Reorientierung besteht darin, dass
· Die (schrumpfende) Arbeiterklasse (insb. Produktionsarbeiter) stärker rechtspopulistische Parteien wählen
· Die expandierte, gebildete Mittelklasse (insb. socio-cultural professionals) stärker links, insb. sozialdemokratisch wählt
-> Im Zug davon veränderte sich
· ihre Wählerstruktur
· Die Salienz verschiedener politischer Themen
· Die Konnotationen von Verteilungspolitik
 
Gesellschaftspolitische Konflikte um den Sozialstaat
· Führt diese Umwälzung zu einem „Rechtsrutsch“ der Sozialdemokrat:innen?
· Nicht unbedingt, denn die neue Kernwählerschaft der linken/ progressiven Parteien ist für eine grosszügige Sozialpolitik und die Parteien positionieren sich weiterhin im verteilungspolitisch linken Spektrum.
 
-> Aber:
· Sozialpolitik wird zunehmend «kulturell konnotiert» z.b. Wohlfahrtschauvinismus
· Das elektorale Realignment führt zu einer anderen Ausrichtung der «linken» Sozialpolitik auf Themen, die (auch) der gebildeten Mittelschicht wichtig sind (Bildungspolitik, Chancengleichheit, Gleichstellung, Familienpolitik).
 


[bookmark: _Toc166683485]Gewerkschaften, Verbände und Firmen
1.19. [bookmark: _Toc166683486]Die Akteure: Interessen, Aktionsrepertoire und Machtressourcen
Die Rolle von Firmen, Gewerkschaften und Wirtschaftsverbänden in politökonomischen Theorien
· Firmen, Gewerkschaften und Wirtschaftsverbände (als Stimmen struktureller, materieller Interessen) sind zentrale Akteure in den Theorien der VPÖ und IPÖ (deutlich prominenter als Parteien).
· Spezifische Theorien interessieren sich vor allem für die unterschiedlichen Machtressourcen dieser Akteure, d.h.
· über welche Kanäle die Akteure politisch Einfluss nehmen können (cf. Korporatismus vs. Lobbyismus) und welchen Einfluss das auf politische Entscheidungen hat
· Welche organisatorischen Machtressourcen diese Akteure haben (Organisationsgrad, Streikfähigkeit, vertikale und horizontale Integration der Branchenverbände etc).
 
Arbeit: Gewerkschaften
-> Machtressourcen
· «Structural»: strukturelle Verhandlungsmacht (etwa durch Sektorgrösse, limitiertes Arbeitsangebot, siehe Handelstheorien)
· «Associational»: Organisationsgrad/ Mitgliederstärke
· «Organizational»: Vertikale und horizontale Organisation
· Vertikal: "Föderalismus" - wie viel Autonomie haben die lokalen Sektionen?
· Horizontal: Konzentration oder Fragmentierung der Gewerkschaften
· «Institutional»: Korporatismus vs. Pluralismus
· Einflussnahme über welchen institutionellen Kanal?
· «Moral/ discursive»: gesellschaftliche Wahrnehmung der Arbeitnehmerinteressen und deren Berechtigung
· Legitimität/ Unterstützung der Bevölkerung
· zB Frankreich: Schwache Organisation, jedoch positive Wahrnehmung/ Solidarität
· «Coalitional»: Allianzpartner in der Politik (Parteien)
 
Kapital: Wirtschaftsverbände und Firmen
-> Machtressourcen
· «Structural»: strukturelle Verhandlungsmacht (z.B. Arbeitsüberangebot, Mobilität und Delokalisierung/ Exitdrohung)
· «Associational»: Organisationsgrad/ Mitgliederstärke
· «Organizational»: Vertikale und horizontale Organisation
· «Institutional»: Korporatismus vs. Pluralismus
· «Moral/ discursive»: gesellschaftliche Wahrnehmung der «Wirtschaftsinteressen» und deren Berechtigung
· «Coalitional»: Allianzpartner in der Politik (Parteien)
 
1.20. [bookmark: _Toc166683487]Theorien des Verbändeeinflusses: Power Resources vs Varieties of Capitalism
Power Resources
-> Gemäss Power Resources haben CMEs einen „grosszügigeren Sozialstaat“, weil:
· Die Arbeiterklasse besser und stärker organisiert ist und deshalb
· Mehr Verhandlungsmacht hatte und daher
· Den Arbeitgebern mehr Konzessionen abringen konnte
-> In anderen Worten: ein grosszügigerer Sozialstaat ist dem Kapital gegen seinen Willen abgerungen worden
 
Varieties of Capitalism
-> Gemäss VoC haben CMEs einen „grosszügigeren Sozialstaat“, weil:
· Sie Arbeitsfrieden und Beschäftigungsstabilität brauchen
· Sie Anreize zur Investition in spezifische Fähigkeiten schaffen müssen
· Sie die Qualifikationen der Arbeitnehmenden erhalten und pflegen müssen
-> In anderen Worten: ein grosszügigerer Sozialstaat gehört zum Wirtschaftsmodell dieser Länder (comparative institutional advantage)
· Arbeitgebende für Sozialstaat, wenn er ihnen nützt
 
-> Mares, Isabela (2001). “Firms and the Welfare State: When, Why and How Does Social Policy Matter to Employers?
· These: Arbeitgeber sind nicht per se gegen den Sozialstaat, aber sie wollen eine spezifische Ausgestaltung des Sozialstaats.
· Die erwartete Position der Ausgestaltung hängt von zwei Dimensionen ab:
· „Risk pooling“: Firmen mit „vielen“ oder „wenigen“ Risiken -> Interesse, diese Risiken nicht selber zu tragen
· „Control“: Selbstverwaltung vs. staatliche Verwaltung (grosse vs. Kleine Unternehmen) -> Grosse Unternehmen können gewisse Risiken selber tragen, kleine Unternehmen brauchen dazu den Staat
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· Um Positionen von Firmen bezüglich Sozialstaat zu erklären, ist VoC gut
· Jedoch hat VoC Schwierigkeiten dabei, die Einführung von Sozialstaaten zu erklären
-> Kritik: Erklärt VoC, ob Arbeitgebende für Sozialpolitik sind oder theorisiert sie nur, für welche Ausgestaltung der Sozialpolitik sie sind?
 
Power Resources vs. Varieties of Capitalism
· Wer hat recht? Historische Studien zur Einführung von Sozialpolitik geben eher Power Resources recht als VoC (Korpi 2006, Paster 2013)
· Die VoC-Logik greift eher zur Erklärung von Reformpräferenzen als zur Erklärung der eigentlichen Entstehung von Sozialpolitik
 
1.21. [bookmark: _Toc166683488]Herausforderungen und Konsequenzen
Mobilisierungsfähigkeit
-> Zentrale Herausforderungen für
· Arbeitgeberverbände:
· Internationalisierung: Zunehmende Divergenzen zwischen Binnen- und Exportwirtschaft
· Gewerkschaften:
· Deindustrialisierung/ Postindustrialisierung: Erosion der «Normbeschäftigung», atypische Arbeitsverhältnisse, Feminisierung der Beschäftigung
 
Niedergang der Gewerkschaften?
· In allen europäischen Ländern massiver Rückgang von Gewerkschaftsmitgliedschaften in den letzten 50 Jahren
· Schwierig, im "Namen der Arbeitenden" zu sprechen
 
-> Warum ist es schwieriger, Dienstleistungsarbeitnehmer:innen zu organisieren als die Arbeiter:innen in der Industrie?
· Dezentrale, fragmentierte Form der Arbeit
 
-> Entgegen Voraussagen kein Niedergang linker Parteien
· Also auch kein Niedergang der Gewerkschaften?
 
Allianzstrukturen in der veränderten Parteienlandschaft
-> Zusätzliche Herausforderung für die Gewerkschaften: «Electoral realignment»
· Frage: Bedroht der «Mittelklasse-Shift» der sozialdemokratischen Parteien die historische Allianz aus Gewerkschaften und Parteien?
· Empirische Untersuchung: a) Wie verändert sich die Mitgliederstruktur der Gewerkschaften im Vergleich zur veränderten Mitgliederstruktur der linken Parteien? b) driften linke Parteien und Gewerkschaften auseinander? -> Mosimann et al. 2024
 
-> Zusammensetzung der Gewerkschaftsmitglieder
· Mittelschicht vor allem in spezifischen Berufsverbänden -> Fragmentierung der Gewerkschaften
· Mittelschicht aber auch sonst stärker in Gewerkschaften vertreten
· Strukturwandel -> Expansion der Mittelklasse
· Allgemein verringerte Wahrscheinlichkeit, einer Gewerkschaft anzugehören
· Jedoch: Was macht diese Veränderung mit den Gewerkschaften und ihren Positionen?
 
-> Parteiwahl von Gewerkschaftsmitgliedern
· Nach wie vor stark sozialdemokratisch, jedoch moderate rechte und grüne/left-libertarian Parteien sind auch stark
· Radikale Rechte schwach verankert
· Unterschiede zwischen organisierten (alt-linken) und nicht-organisierten (neu-linken) Wählenden?
· Nein, beide Gruppen circa gleich stark links und progressiv 
 
Solidarität innerhalb der Arbeitnehmerschaft
· Welche Konsequenzen hat dieser Mittelklasse-Shift für die Wirkung von Gewerkschaftsmitgliedschaft auf die Einstellung der Mitglieder?
· Sind inklusive, klassenübergreifende Gewerkschaften besser für die Solidarität?
· Haben unterschiedliche Gewerkschaften (Mitgliederzusammensetzung, sektorale vs. Dachorganisationen) unterschiedlich starke Effekte auf Umverteilungspräferenzen?
· Mosimann/ Pontusson (2017) in World Politics (Länderebene)
· Mosimann/ Pontusson (2022) in West European Politics (Spezifische Arten von Gewerkschaften)
 
-> Grundzusammenhang: Gewerkschaftsmitglieder haben eine stärkere Präferenz für Umverteilung als Nicht-Mitglieder
· Effekte immer positiv, unabhängig von Alter und Einkommen
 
-> Wie unterscheidet sich dieser Effekt in verschieden inklusiven Gewerkschaftssystemen?
· Länder mit höherer Gewerkschaftsdichte sind inklusiver (haben mehr Mitglieder aus allen Gesellschaftsschichten)
· Union members sind IMMER stärker für Umverteilung als nicht-union members
· ABER: bei den hohen Einkommensklassen ist dieser Effekt grösser wenn das Gewerkschaftssystem umfassend oder vorwiegend low-wage ist.
· High-wage Gewerkschafts-Gesellschaften haben die tiefsten Support-levels und die kleinsten Effekte von Gewerkschaftsmitgliedschaft
 
-> Differenzierung dieser Resultate (Mosimann und Pontusson 2022) 
· Mitgliedschaft in Dachorganisationen hat stärkeren Effekt als in sektoralen oder Berufsgewerkschaften
· Inklusivere, breitere Gewerkschaften haben einen grösseren Effekt als exklusivere
· Robust in höheren und tieferen Einkommensklassen
· Effekt hält sogar langfristig an (bei früheren Mitgliedern)
 
-> Fazit:
· Obwohl Gewerkschaften zunehmend Mitglieder aus höheren Schichten rekrutieren, haben sie einen robusten «Solidaritätseffekt».
· Dieser ist aber schwächer für selektive, sektorielle und Berufsgewerkschaften
· Erosion der (grossen) Gewerkschaften ist eine grosse Herausforderung für die Gewerkschaften, Parteien und die Linke generell
 


[bookmark: _Toc166683489]Struktureller Wandel: Globalisierung, Wissensökonomie, Stadt-Land Spaltungen
1.22. [bookmark: _Toc166683490]Struktureller Wandel seit den 1970er-Jahren
1.22.1. [bookmark: _Toc166683491]Globalisierung
Auswirkungen auf den Nationalstaat
· Staaten müssen enger kalkulieren, stärkerer Wettbewerb; Wer gewinnt/ verliert in diesem Wettbewerb?
· Wer «mobil» ist, kann Kosten ausweichen/ mit Abwanderung drohen
· Kapital
· Produzierende Industrien
· (high-skilled) Arbeit? 
· Wer «immobil» ist, kann das nicht
· Konsum/persönliche Dienstleistungen
· Boden
· (low-skilled) Arbeit? 
· Grundsätzlich: Mobilität schafft politische Macht. Wer ist mobil?
 
Konsequenzen
-> Welche Sektoren sind «offshorable», d.h. räumlich diversifizierbar?
-> Steuerwettbewerb
· Da mobile Produktionsfaktoren (Kapital, hochqualifizierte Arbeit) abwandern können, werden sie weniger besteuert.
· Beispiel: Unternehmensteuer (Corporate Income Tax).
· Stattdessen mehr Besteuerung von Konsum, der immobil ist.
· Beispiel: Mehrwertsteuer (Value Added Tax)
 
Ungleichheit
· Globalisierung führt in der Tendenz zu mehr Ungleichheit, weil mobile Produktionsfaktoren (Kapital, delokalisierbare Industrien, hoch qualifizierte Arbeit) an Macht gewinnen.
 
 
1.22.2. [bookmark: _Toc166683492]Wissensökonomie
· Abnehmende Bedeutung von roher menschlicher Arbeitskraft und von physischem Kapital (Fabriken, Maschinen)
· Stattdessen: wachsende Bedeutung von «intangible Capital» -> explizites und implizites Wissen (Patente, geistiges Eigentum…)
· Wachsende Bedeutung hochqualifizierter Arbeit als Produktionsfaktor
· Schwerpunkt im hochqualifizierten Dienstleistungssektor (im Unterschied zur «Dienstleistungsökonomie»)
· Boix unterscheidet drei paradigmatische Phasen des modernen Kapitalismus: Manchester/ Detroit/ Silicon Valley
 
Produktionsfaktor Kapital in der«Wissensökonomie»
· Wachsende Bedeutung von «intangible Capital»
 
Produktionsfaktor Arbeit in der «Wissensökonomie»
-> Skill-biased technological change:
· Verhältnis von Technologie zu Arbeit kann unterschiedlich sein:
· Substitutiv: Technologie ersetzt Arbeit (Motor statt Pferd, Direktwahl statt Telefonisten, Self-Checkout statt Kassenpersonal…)
· Komplementär: Technologie macht Arbeit produktiver (Computer & Wissenschaft, medizinische Geräte & Ärzt:innen…)
· Technischer Fortschritt heute oft: «Skill-biased», vor allem durch Informationstechnologie: komplementär zu hoch-, substitutiv zu niedrig qualifizierter Arbeit.
· Schlüsselfrage: ist eine Arbeit «routine» oder «non-routine»?
 
Was ist Routine?
-> Definition Boix:
· «Tasks that follow explicit, identifiable rules and that can therefore be replicated by a particular computer program or set of algorithms.»
-> Beispiele:
· «Manual workers engaged in repetitive production tasks to complement the flow of an assembly line.»
· «Clerical and administrative jobs involving things such as bookkeeping, billing, auditing, and sorting and storing structured information.»
 
Veränderung der Berufsstruktur?
· Non-routine Cognitive und Non-routine Manual steigen an
· Routine sinkt
 
Polarisierung oder Upgrading?
-> In der Literatur besteht Einigkeit, dass «gute Jobs» zunehmen: non-routine Cognitive -> Kern der «Wissensökonomie»
-> Uneinigkeit, was darunter passiert:
· «Polarisierung»: Mitte schrumpft, aber «schlechte Jobs» nehmen zu: non-routine manual
· «Upgrading»: Berufsstruktur verschiebt sich insgesamt nach oben: Je besser ein Job, desto schneller nimmt Beschäftigtenzahl zu.
-> Quelle der Uneinigkeit: internationale Varianz (insb. Lohnstruktur)
 
Ungleichheit
· Technologischer Wandel führt in der Wissensökonomie zu mehr Ungleichheit, weil die jüngere Technologie komplementär ist zu hoch qualifizierter Arbeit und substitutiv zu Routine-Arbeit. Deshalb gewinnt hoch qualifizierte Arbeit tendenziell an Macht.

1.22.3. [bookmark: _Toc166683493]Stadt-Land-Spaltungen
Gewinner & Verlierer der „Knowledge Economy“
· In der Schweiz wenige "left-behind regions"
· Zudem ist die Schweiz sehr kleinräumig -> kurze Distanzen zu den Zentren
· Trotzdem starke Konzentration von wissensbasierter (produktiver) Arbeit in den städtischen Zentren
 
Räumliche Ungleichheit in der Wissensökonomie
· Agglomerationseffekte: Spezialisierung bei wachsenden Skalenerträgen (Paul Krugman)
· Innovation durch Austausch: sogenannte «knowledge spillovers» erlauben die schnellere Entwicklung und Anwendung von Ideen (Evidenz zB: Patentzitationen)
· Produktivität durch besseres «Matching»: Je «dichter» der Arbeitsmarkt, desto besser passen Arbeitgebemde und Arbeitnehmende zueinander. -> grösserer Nutzen für Industrien
· Beides ist umso wichtiger, je stärker die Produktivität vom Wissen der einzelnen Mitarbeiter abhängt.
· Spezialisierungsmuster sind sozial bedingt (-> VoC) 
· Nicht natürliche Ressourcen sondern Institutionen, Dienstleistungen, Bildung -> ermöglichen Ansiedlung von Arbeitskräften
· Iversen/Soskice 2019: “Networks of highly skilled employees of any size cannot be moved geographically by companies without great cost.”
· Möglichkeiten der Ansiedlung/Umzugs sind beschränkt
-> zB Industrie füher nahe an Rohstoffen
· In der Wissensökonomie sind die Rohstoffe Humankapital
-> Beispiel: Google in Zürich
· Gute Unis in der Stadt
· Zudem zieht Google Arbeitskräfte an
· Die Arbeitskräfte ziehen zudem weitere Firmen an
· Austausch
-> "Knowledge Centers" profitieren von Verdichtung
 
Politische Konsequenzen: Ressourcen und Möglichkeiten konzentrieren sich in den Zentren
-> Richard Florida, 2002:
· Wichtigste Ressource der Wissensökonomie ist die «Creative Class» - gut ausgebildete Arbeitskräfte die schöpferisch arbeiten.
· Diese Leute streben wegen «Amenities» in die Städte: Lebensstil, Diversität, kulturelle Angebote.
· Konzentration in den Städten
· Implikation: für Regierungen lohnt es sich ökonomisch, in die Städte zu investieren.
· Konzentration von Ressourcen -> Ungleichheit -> "abgehängte" Regionen
· Kosten! Opposition und Frustration in den ruralen Regionen
· Rodríguez-Pose, Andrés (2017): The revenge of the places that don’t matter (and what to do about it)
· Cramer, Katherine J. (2016): The Politics of Resentment.
 
Agglomerationseffekte -> Ungleichheit
· Agglomerationseffekte führen in der Wissensökonomie zu einer zunehmenden Konzentration von finanziellem Kapital, Humankapital, kulturellem Kapital und sozialem Kapital in den Zentren.
· Diese Komplementaritäten verstärken die Machtasymmetrien, die durch Globalisierung und technologischen Wandel befeuert werden.
· Sie führen auch zu einer politischen Logik, immer mehr in die Städte zu investieren.
 
 
1.23. [bookmark: _Toc166683494]Hall: Politik in der «Era of knowledge-based growth»
-> Hall, P. A. (2021). The Shifting Relationship between Post-War Capitalism and Democracy
· Verbindung der politischen und ökonomischen Veränderungen
 
Allgemein
· Verschiedene Logiken:
· Political/ democratic logic -> representation regime
· Economic logic -> growth regime
· Führen zu Verteilungskonflikten
· Führt zu Welfare Policies -> Herausforderungen und output
 
Era of modernization (1945-75)
· Aufkommen des Klassenkonflikts
· Arbeit vs Kapital
· Industrieproduktion, Wachstum und Produktivität
· Soziale Sicherheit für Arbeitende
· Arbeit vs Kapital als zentraler Konflikt
· Einfach zu lösen aufgrund des Wachstums
· Ausbau des Sozialstaats (Kompromiss zwischen Arbeit und Kapital)
 
Era of liberalization (1975-2000)
· Konvergenz der Mainstream-Parteien
· Zentrale Verteilungskonflikte sind gelöst
· Mitte-links und Mitte-rechts werden sich ähnlicher
· Klassenkonflikt gelöst
· Geringere Produktivitätsgewinne, Austerität
· Neue ökonomische Ideen (Neoliberalismus)
· Abkehr vom Keynesianismus, Staat soll weniger in den Markt eingreifen
· Unternehmen stabilisieren anstatt Arbeitende und Konsumierende
· Einsparungen
· Lähmende Angst der grossen Parteien vor Abbau und schwierigen sozialstaatlichen Entscheiden
· Einsparungen, jedoch nicht bei Sozialstaat -> sondern Abbau an den Rändern
 
Era of knowledge-based growth (2000-?)
· Aufkommen neuer Themen
· Neue Parteien (Grüne, radikale Rechte)
· Zentrale Konfliktlinie
· Geprägt von Wissensökonomie
· Ungleich verteilte Produktivität
· Teilweise hoch, teilweise tief
· Veränderte Interaktion bei Wohlfahrtspolitik
· Grüne und radikale Rechte für Staatsintervention, wollen aber nicht das Gleiche
· Politisierung von Ungleichheit entlang der neuen Konfliktlinie
· Neue keynesianische Rezepte (zB massive staatliche Investitionen)
· Staatsinterventionismus nach neuer Logik (neulinks oder protektionistisch/ rechtsnational)
· Genaue Ausgestaltung des Sozialstaats
· Schützen oder Befähigen?
· Grenzen der Solidargemeinschaft?
· Umgang mit Ungleichheit?
 


[bookmark: _Toc166683495]Ungleichheit
1.24. [bookmark: _Toc166683496]Formen und Masse von Ungleichheit(en)
-> «Ungleichheit» ist ein politisches und wissenschaftliches Megathema geworden. Warum?
· «Great U-Turn» (Alderson und Nielsen 2002, American Journal of Sociology) in Einkommens- und Vermögensverteilung der fortgeschrittenen kapitalistischen Demokratien (OECD)
· Politische Umwälzungen die – irgendwie... - damit zusammenzuhängen scheinen (Populismus, Extremismus, Desintegration, ...)
 
-> Aber was ist Ungleichheit und wie ist sie zu fassen? -> Ungleichheitsforschung
· Was ist zwischen wem ungleich verteilt?
· Wie misst man ungleiche Verteilungen?
 
WAS ist ungleich verteilt?
-> Einige ökonomisch relevante Ressourcen, auf deren ungleiche Verteilung politische Regulierung Einfluss hat
· Produktionsfaktoren (-> Chancengleichheit)
· Bildung, Ausbildung, Skills (human capital)
· Sicherheit, Schutz (Sozialrechte) und Gesundheit
· Wohlstand (-> Outcome-Gleichheit)
· (Gute) Arbeit (labor market inequality)
· Einkommen/ Vermögen
 
Ungleich verteilt zwischen WEM?
· Individuen
· Sozialen Klassen/Schichten
· Territorialen Gruppen (Stadt-Land)
· Demographischen Gruppen (Alter, Geschlecht)
 
Zentrale Ungleichheitsmasse:
· Gini-Koeffizient
· Verhältnis/Konzentrations-Masse
 
Hauptproblem des Gini-Koeffizienten
-> Lässt keine Interpretation der Verteilung innerhalb der Gesellschaft zu
· Sich überschneidende Lorenzkurven können den gleichen Gini-Koeffizienten ergeben, auch wenn die Einkommensverteilung sehr unterschiedlich ist.
· Ein steigender Gini-Koeffizient kann von sehr unterschiedlichen Phänomenen herrühren.
 
Verhältnis/Konzentrations-Masse
· Vergleich der Konzentration von Vor- oder Nachteilen in verschiedenen Gruppen der Gesellschaft.
· Zum Beispiel
· Einkommenskonzentration: D9/D1; top 1%
· Arbeitslosigkeit nach Bildungsgruppen oder Einkommensdezilen
· Armutsraten nach sozialen Gruppen
-> Welche Art von Ungleichheit zwischen Wem wird betrachtet?
 
 
1.25. [bookmark: _Toc166683497]Treiber von Ungleichheit: strukturell oder politisch?
Welche Faktoren erklären die (un)gleiche Verteilung von Gütern?
-> Hat die Politik einen Einfluss?
· Strukturelle Treiber (Globalisierung, Strukturwandel, SBTC, Agglomerationseffekte) -> Kann Politik schwer beeinflussen
· Politik (Investitions- und Verteilungspolitik)
-> Pflichtlektüre: Weisstanner und Armingeon (2018): How Redistributive Policies Reduce Market Inequality: Education Premiums in 22 OECD Countries
 
Weisstanner und Armingeon (2018)
· Fokus auf «education premiums» als Treiber von Einkommensungleichheit
· Education Premiums: Differenz der Einkommen von tertiär und nicht-tertiär Gebildeten
· Exemplarisches Feld, in der strukturelle Bedingungen (Knowledge economy) zu mehr Marktungleichheit zu führen scheinen (Produktivität und Nachfrage nach high-skilled -> höhere Einkommen -> Ungleichheit).
· Welche Rolle spielt die Politik?
 
Design der Studie
· Abhängige Variable «Bildungsprämie»: Um wieviel höher ist das Markteinkommen von Vollzeitbeschäftigten mit tertiärer Bildung im Vergleich zu Vollzeitbeschäftigten ohne tertiäre Bildung (in %)?
· Wichtigste unabhängige Variablen (politisch): Öffentliche und private Bildungsausgaben; Sozialausgaben (ohne Alter), und Höhe der Besteuerung; Koordinierte Lohnverhandlungen und Beschäftigungsschutz
· Kontrollvariablen (strukturell/ökonomisch): Beschäftigungsstruktur, Globalisierung, technologischer Wandel, Arbeitslosigkeit
· Forschungsdesign: 22 OECD Länder 1989-2014; multivariate Regressionsanalysen
 
Interpretation der Befunde und Ergebnisse
· Höhere Löhne für hohe Qualifikationen sind nicht nur strukturell bedingt (Nachfrage, Produktivität), sondern sind auch das Resultat von Policies.
· Interpretation: hohe Steuern wirken v.a. über die Anreizstrukturen; ein starkes öffentliches Bildungssystem beeinflusst die Einkommens- und Gerechtigkeitserwartungen. -> Policies wirken über ökonomische und kulturelle Mechanismen auf Ungleichheit ein.
· Das bedeutet: Policies können Prozesse der Verkrustung sozialer Ungleichheit («social closure») dämpfen und soziale Mobilität erleichtern.
-> Wie können politische Risiken der Wissensökonomie gedämpft werden?

1.26. [bookmark: _Toc166683498]Sozialpolitische Massnahmen gegen Ungleichheit
Verteilungswirkungen von Sozialpolitik
· Die sozialstrukturelle Ungleichheitsforschung zeigt: soziale Ungleichheiten werden über viele verschiedene Mechanismen von Kindheit an produziert und reproduziert (Familienbildung, Bildung, Arbeitsmarkt etc).
· Das bedeutet: Ein beträchtliches Mass an materieller Ungleichheit scheint also strukturell zu sein (d.h. nicht aus individuellem Verhalten und Entscheidungen zu resultieren).
· Diese Erkenntnis begründet sowohl effizienzbasierte als auch sozialpolitische Argumente für ungleichheitsmindernde Sozialpolitik.
 
-> Aber ist Sozialpolitik immer umverteilend? Welche distributiven Wirkungen hat Sozialpolitik?
· Empirisch: Nicht direkt immer umverteilend
· Armingeon und Weisstanner 2018: Öffentliche Bildungsausgaben und hohe Einkommenssteuern sind zentrale Determinanten tieferer Bildungsprämien -> Keine Sozialleistungen
· Grössere Sozialstaaten haben tiefere Bildungsprämien, Faktor jedoch nicht signifikant
· Kein direkter Zusammenhang zwischen grösse der Sozialleistungen und Ungleichheit
 
Unterscheidung
Kompensatorische Sozialleistungen (Social Consumption)
· Ziel:
· Einkommensersatz
· Ex post «Korrektur» der Marktverteilung von materiellen Ressourcen (equality of outcomes)
· Wichtigste Instrumente:
· Transferzahlungen -> Kompensation des Einkommensverlusts
 
Investive Sozialleistungen (Social Investment)
· Ziel
· Humankapital schaffen und dessen Nutzung erlauben
· Ex ante (im Voraus) Verbesserung der Erwerbs- und Einkommenschancen (equality of opportunities)
· Menschen unterstützen, damit sie bessere Chancen im Arbeitsmarkt haben
· Wichtigste Instrumente:
· Dienstleistungen in Aus- und Weiterbildung ab früher Kindheit, Vereinbarkeitspolitik, aktive Arbeitsmarktpolitik
 
Kompensatorische Sozialleistungen
-> Typische Instrumente des Lohnersatzes: "Sozialversicherungen"
· Rentenversicherung
· Arbeitslosenversicherung
· Mutterschaftsversicherung
· Invaliditätsversicherung
 
-> Ob und wie stark diese Sozialversicherungen umverteilend sind hängt von
· den Kriterien der Anspruchsberechtigung ab und
· Wer hat Anspruch auf die Leistungen?
· Die Bedürftigen oder Alle?
· von der Leistungsstruktur (Proportionalität, Plafonierung)
· Höhe der Leistungen entsprechend der Beiträge?
 
-> In welchem Umfang sind Sozialtransfers umverteilend?
· Sozialtransfers: Steuern und Transferzahlungen
· Generell: Transfers sind umverteilend, Ausmass der Umverteilung variiert enorm
· Schweiz: Verteilt wenig um
· Lohnstruktur nicht stark ungleich -> Kein grosser Druck für Umverteilung
· Zudem zweite Säule und Krankenkassenprämien sozialstaatlich nicht umverteilend
 
-> Wie ist es zu erklären, dass diese Transfers nicht zwingend stark umverteilen?
· 3 Welten des Wohlfahrtskapitalismus
· Verschiedene Logiken der Umverteilung
 
Matthäuseffekt
· Ungleichheit reproduzierende oder sogar verstärkende («regressive») und nicht kompensierende Mechanismen
· "For all those who have, more will be given, and they will have an abundance" - but from those who have nothing, even what they have will be taken away
 
Investive Sozialleistungen
· Eine alternative Strategie der Sozialpolitik besteht darin, direkt beim Erwerbs- und Einkommenspotenzial anzusetzen.
· Allerdings: Matthäuseffektive sind auch in sozial-investiven Politiken verbreitet.
 
Ein zentrales Beispiel: frühkindliche Bildung/Familienergänzende Kinderbetreuung.
-> Welche sozialen Klassen nutzen diese und warum?
· Angebotsseitige Faktoren: Verfügbarkeit und Preis
· Nachfrageseitige Faktoren: kulturelle Normen
· Vereinbarkeitspolitik ist z.B. ein zentraler Bestandteil der OECD-Empfehlungen für die Modernisierung der Sozialpolitik, weil sie soziale Integration und Produktivität verbinden soll.
 
-> Ungleichheit in der Nutzung der «childcare services» und vorhergesagte Wahrscheinlichkeiten der Nutzung. (Pavolini und Van Lancker 2018)
· Anteil Haushalte, die frühkindliche Betreuung beanspruchen
· Differenz zwischen einkommensstärkeren und -schwächeren Haushalten
· Korrelieren nicht -> Grosszügigkeit der Investitionspolitik verringert nicht zwingend Ungleichheit
 
Fazit
· Weder kompensatorische noch investive Sozialausgaben «per se» umverteilend.
· Die distributiven Wirkungen von Sozialpolitik müssen genau untersucht werden.
· Sowie Machtverhältnisse zwischen den Klassen
· Regressive oder stratifizierende Wirkungen sind in erster Linie die Folge von Policy-Design.
· Das legt nahe, dass politische Faktoren (Machtverhältnisse) erklären, ob und in welchem Umfang Sozialpolitik Ungleichheit ausgleicht oder nicht.
 



[bookmark: _Toc166683499]Ungleichheit und Politik
1.27. [bookmark: _Toc166683500]Institutionelle und ökonomische Treiber von Ausgleich und Ungleichheit in der Schweiz
1.27.1. [bookmark: _Toc166683501]Bildungssystem
Felouzis & Carmillot 2017
· Untersucht: Ungleiche Verteilung von erworbenem Schulwissen in Mathematik zwischen sozialen Klassen 
· Klassen gemessen an Beruf und Bildung der Eltern, sowie Ressourcen des Haushaltes
· Geht der Frage nach, inwiefern diese Ungleichheit ein Resultat von Schulsystemen (Segmentierung/«tracking») ist.
· Typisches Mass von Bildungsungleichheit: Anteil der Varianz in der schulischen Leistung, die in einem Regressionsmodell vom elterlichen Hintergrund erklärt wird
· Inwiefern korrelieren schulische Ergebnisse mit sozialem Hintergrund 
· Zentraler Befund: Sowohl im Quer- als auch im Längsvergleich zeigt sich, dass «eine grössere soziale Segregation in einem kantonalen Schulsystem auch mit einer ausgeprägteren sozialen Ungleichheit im Kompetenzerwerb einhergeht»
 
-> Gibt es einen Zielkonflikt zwischen der Bekämpfung sozialer Ungleichheit und einem leistungsfähigen Schulsystem?
· Zusammenhang zwischen sozialer Ungleichheit in den schulischen Leistungen und durchschnittlicher Mathematikleistung in den Kantonen
· Wichtige Erkenntnis: die Studie findet keinen «trade-off» (Zielkonflikt) zwischen sozialem Ausgleich und durchschnittlichem Leistungsniveau.
· Möglicherweise besteht aber ein Zielkonflikt zwischen sozialem Ausgleich und Elitegenerierung.
· Zusammenhang zwischen Anteil leistungsstarker Schüler:innen und Ungleichheit? -> Nicht stark
 
Meyer 2018
· Untersucht: Ungleichheit im Erwerb nachobligatorischer (nach der 9. Klasse) Bildung und Ausbildung in der Schweiz.
· Geht der Frage nach, wie sich der Erwerb nachobligatorischer Bildung und Ausbildung auf die Stellung im Arbeitsmarkt auswirkt.
· Anders gefragt: Verstärkt oder kompensiert die nachobligatorische Bildung (Stichwort Durchlässigkeit) die schulischen Ungleichheiten im Hinblick auf materielle Ungleichheit im Arbeitsmarkt?
· Zentraler Befund: Expansion der nachobligatorischen Bildung und deren Wichtigkeit für Arbeitsmarkterfolg
 
-> Wichtige Erkenntnis:
· Hohes Ausmass des «Upskilling» in der Schweiz ohne gleichzeitige Entwertung der tertiären Bildungsabschlüsse
· «Der Anteil der Erwerbsbevölkerung in der Schweiz, der über einen Bildungsabschluss auf Tertiärstufe verfügt, hat sich innerhalb von nur rund 20 Jahren von 20 auf 40% verdoppelt.»
· Tertiärabschlüsse sind nicht entwertet worden
· «Insgesamt geben unsere Ergebnisse einige Hinweise darauf, dass eine abgeschlossene berufliche Grundbildung nicht (mehr) ohne weiteres als "Garant" für Arbeitsmarkterfolg wirkt. Vielmehr scheint sich diese "Schutzwirkung" auf Abschlüsse der Tertiärstufe verlagert zu haben.»
· Wissensökonomie -> Andere Skills gefragt
 
Ist das Bildungssystem der Schweiz nun Treiber von Ungleichheit oder von Ausgleich?
· Je nachdem... Interkantonale Varianz!
· Insgesamt aber: tiefer Anteil Jugendlicher in allgemeinbildender nachobligatorischer Schule mit anschliessender Tertiärausbildung (< 25% -> elitenbasiertes Bildungssystem)
· Trotzdem ca. 40% mit Tertiärabschluss im Alter von 30 Jahren 
· Expansion der nicht-gymnasialen Wege zur Tertiärbildung
· Sehr tiefer Anteil (ca. 10%) ohne nachobligatorischen Abschluss (also ohne Berufsausbildung) und insg. sehr gute Arbeitsmarktintegration
· Wenige "Drop-outs"
· Frühes «Tracking» wird jedoch nicht mehr ausgeglichen.
-> Fazit: Insgesamt armutsvermeidendes aber stratifizierendes System.
-> Anschlussfrage: Wer besucht die nicht-gymnasiale höhere Berufsbildung? Mechanismus der sozialen Mobilität oder der Elitenreproduktion?
· Wer profitiert von der Expansion der nicht-gymnasialen Wege der Tertiärbildung?
 
 
1.27.2. [bookmark: _Toc166683502]Arbeitsmarkt
Oesch & Murphy 2017
· Untersucht: Ungleiche Entwicklung der Arbeitsnachfrage (d.h. Erwerbschancen) nach Qualifikationsstufen
· Geht der Frage nach, ob die Beschäftigung in Berufen mit überdurchschnittlichen Erwerbseinkommen nach unten ausgehöhlt wird oder eher expandiert.
· Eingrenzung Mittelklasse: unterhalb der Oberklasse, die von ihrem Kapital lebt, oberhalb der Arbeiterklasse, die von manueller Arbeit lebt.
· Zentraler Befund: In der Schweiz hat eine massive Expansion der gebildeten Mittelklasse stattgefunden (34 -> 48% in 25 Jahren seit ‘91)
· Arbeitsmarkt als Treiber von Ausgleich zwischen Geschlechtern und Mittel/Hochqualifizierten.
 
-> Wichtige Erkenntnisse
· Die Schweiz hat keine Polarisierung der Beschäftigung erlebt, sondern eine massive Expansion der gebildeten Mittelklasse trotz Automatisierung und steigender Frauenerwerbstätigkeit, und ohne strukturell steigende Arbeitslosigkeit 
· Wichtigkeit von Strukturwandel, Bildungsexpansion und Immigration
· Massives Ausmass der Deindustrialisierung und «Bereinigung» des Arbeitsmarktes in den Rezessionen der 70er und 90er Jahre.
 
 
1.27.3. [bookmark: _Toc166683503]«Heiratsmarkt»
Ravazzini et al. 2019
· Untersucht: Ungleichheit in der Verteilung materieller Ressourcen zwischen Paarhaushalten.
· Geht der Frage nach, inwiefern die Familien/ Paarbildung diese Ungleichheit verstärkt oder abschwächt.
· Zentraler Befund: Homogamie war immer die Tendenz und ist relativ konstant geblieben, mit gewisser Zunahme in der untersten Bildungsschicht, sowie der unteren und oberen Einkommensschicht. Sie trägt somit zur «sozialen Schliessung» dieser Schichten bei (in eher zunehmendem Ausmass).
 
-> Wichtige Erkenntnisse:
· Die Homogamie nimmt in der Schweiz nicht besonders stark zu (trotz Bildungsexpansion insbesondere der Frauen). Sie bleibt eher konstant hoch.
· Nach wie vor nimmt die ökonomische Homogamie (Anteil gleicher Einkommen) im Lebensverlauf jedoch ab, insbesondere nach der Familiengründung 
· Massiver «child penalty» in der Schweiz -> Teilzeitarbeit, tieferer Stundenlohn, tieferes Pensum
· In der Schweiz sind heute soziale Normen (Arbeitsmarkt und Familienorganisation) stärkere Treiber von Geschlechterungleichheit als das Bildungssystem oder der Arbeitsmarkt per se (Ist expandiert)
 
 
1.28. [bookmark: _Toc166683504]Thomas Piketty: Problemanalyse und Lösungen
-> Piketty (2014): Das Kapital im 21. Jahrhundert
-> Piketty (2020): Kapital und Ideologie
 
· Fokus auf Einkommens- und Vermögenskonzentration «at the top»
· Zentraler Beitrag: Neue Datenreihen zur langfristigen Einkommens- und Vermögensentwicklung (ermöglichten ganz neue Forschung zu Reichtumskonzentration)
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Warum dieser Anstieg der Ungleichheit?
-> Vermögenserträge (zB Erträge von finanziellem Kapital) liegen langfristig über den Wachstumsraten (zB Erträgen von Arbeit).
 
-> Warum ist das so?
· Struktur: Technologischer Wandel, Frieden bzw. Abwesenheit von Krieg
· Politik: Liberalisierung der Kapitalströme (Globalisierung), unzureichende Besteuerung von Kapitalkonzentration, unzureichende Investitionen in Wachstumsfaktoren, politische «Ideologie», welche tiefere Erträge von Arbeit als »zulässig/normal» darstellt.
· "Kapital und Ideologie" legt stärkeres Augenmerk auf die Politik
 
Warum ist die steigende Ungleichheit gemäss Piketty problematisch?
· Ressentiments der tieferen Einkommensklassen, Gefühl des «Vergessen-worden-seins» (v.a. betont im Interview)
· Entkoppelung von Eliten (inkl. politischen Eliten), fehlende und ungleiche Repräsentation
· Exzessive Ungleichheit gefährdet «vernünftige» Ungleichheit (d.h. den Glauben an und die Bejahung von Aufstiegschancen)
· Die ungleiche Repräsentation und Gefühle «relativer Deprivation» der unteren Einkommens- und Bildungsklassen sind in der politikwissenschaftlichen Forschung in der Tat gut dokumentiert (z.B. Buch Pontusson und Lupu); ebenso die Wichtigkeit von (fehlenden) Aufstiegschancen (z.B. Kurer und van Staalduinen 2022)
 
-> Was schlägt Piketty vor?
· Höhere/ hohe Spitzensteuersätze (und «Exit-Taxes» gegen Kapitalflucht)
· Kapitalbesitz und Kapitalkontrolle verbreitern («socialisme participatif»): Mitbestimmung in den Betrieben; kleinere Privatvermögen ermöglichen, Idee eines «Startkapitals»
 
Zentrale Diskussions- und Kritikpunkte in der Politikwissenschaft
-> Machbarkeit?
· Einbezug von Macht (statt «Narrativen») als Ursache von Ungleichheit stellt die politische Machbarkeit der Lösungsvorschläge radikal in Frage
· In anderen Worten: wenn die Repräsentation wirklich so ungleich geworden ist, haben höhere Kapitalsteuern kaum eine politische Chance.
 
-> Wirksamkeit?
· Falls die populistischen Bewegungen gegen eine Konzentration von kulturellem Bildungskapital gewendet sind (und nicht – wie Piketty denkt – gegen ökonomisches Finanzkapital), werden die Rezepte nichts an den elektoralen Trends ändern.
· In der Politikwissenschaft besagt der Stand der Forschung, dass die Wähler:innen rechtspopulistischer Parteien weder besonders «arm» sind, noch sich am Reichtum der ökonomischen Eliten stören 
 



[bookmark: _Toc166683505]Protektionismus und wirtschaftliche Desintegration
1.29. [bookmark: _Toc166683506]Das Globalisierungstrilemma
· Staaten versuchen, mobile Faktoren im Land zu halten (z.B. via Steuerreformen, Abbau von Regulierungen, etc.)
· Folge: Staaten können über den Einsatz der Kerninstrumente ihrer Wirtschaftspolitik nicht mehr frei demokratisch entscheiden.
· Rodrik’s Schlussfolgerung: "National democracy and deep globalization are incompatible."
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Golden Straitjacket
· Ökonomische Integration + Nationale Souveränität
· Problem: Mobile Produktionsfaktoren können sich der Regulierung durch nationale Politik entziehen.
· Nationale Politik muss mobile Produktionsfaktoren «akkommodieren»/ihnen entgegenkommen
· Führt zur Konvergenz nationaler Regeln und Policies
· Notwendige «Insulation» der Wirtschaftspolitik von demokratischen Prozessen
· Bsp: EU: Abgabe gewisser nationaler, demokratischer Autonomie an EU
· Bsp: Schweiz-EU: Akzeptierung von Einwanderung für Marktzugang
· Backlash: MEI -> Wie umsetzen? (Ohne EU zu vergraulen)
· Parlament einigt sich auf lasche Umsetzung -> Kein Referendum ergriffem
· Globalisierung anstatt Demokratie?
 
Global Governance/Global Federalism
· Ökonomische Integration + Demokratische Politik
· Wirtschaft global regulieren, globale demokratische Mechanismen
· Problem: Regulierungen müssen weltweit einheitlich sein, damit sie wirken können.
· Wenig Spielraum für nationale Eigenständigkeit / Varianz
· Ebenfalls Konvergenz (wie bei Gold straitjacket), aber auf gemeinsam (demokratisch) festgelegte Regeln
· Notwendigkeit zur Entwicklung entsprechender Institutionen
· Bsp: EU: Gemeinsame, demokratisch festgelegte Institutionen
 
Bretton Woods
· Nationale Souveränität + Demokratische Politik
· Bretton Woods: Kontrollierte Globalisierung
· Problem: Setzt voraus, dass Produktionsfaktoren sich der nationalen Regulierung nicht entziehen können.
· Notwendigkeit der Beschränkung des Kapitalverkehrs, feste Wechselkurse
· Ineffizient. Mögliche Spezialisierungsgewinne können nicht genutzt werden. -> Verzicht auf Wohlfahrtsgewinn
· Permanenter Koordinierungsbedarf (Regulierung der Geld- und Kapitalpolitik)
· Länder müssen mitmachen
· Hegemon vonnöten
 
Politik des Trilemmas
-> Welche Parteien und Interessengruppen unterstützen welche Lösung?
· «Golden Straitjacket»: 
· (Neo)liberale Akteure, Kapitalbesitzer, evtl. Wirtschaftsverbände
· Argumentieren mit Sachzwängen, die Golden Straitjacket vonnöten machen
· «Global Governance/Federalism»: 
· Historische Position der Linken -> Konflikt zwischen Arbeit und Kapital, nicht zwischen Ländern
· Internationalisten/«Kosmopoliten» -> Akteure, die Überwindung von Nationalstaaten anstreben
· «Bretton Woods Compromise»:
· Teile der Linken -> Global Governance unvorhersehbar, führt zu Golden Straitjacket
· Rechts-nationale Parteien -> Fokus auf nationale Souveränität
· «Globalisierungsverlierer» -> Ökonomische Gründe
 
 
1.30. [bookmark: _Toc166683507]Warum ist «Global Governance» so schwierig?
Von globaler Integration zu parallelem Backlash
· Lange dominante Annahme: stete Entwicklung in Richtung
· «Global Governance/Global Federalism», insbesondere nach 1990.
· zB 1992: Vertrag von Maastricht
· Seit ca. 10 Jahren: Forderungen nach Rückkehr zum Nationalstaat, Tendenzen zur Desintegration, Krise des Multilateralismus, zB:
· Brexit 
· Wahl von freihandelskritischen Akteuren (zB Trump)
· Krise der EU nach 2011 (Eurokrise)
 
Schwierigkeit der Global Governance
-> 2000 war Rodrik noch optimistisch:
· «Now I have to stick my neck out farther and make a prediction. I would place my bet on global federalism, as unlikely as that may seem at the moment. In the next 100 years or so, I see a world in which the reach of markets, jurisdictions, and politics are each truly and commensurately global as the most likely outcome…
· The most dicey projection is that we shall see an alliance of convenience in favor of global governance between those who perceive themselves to be the “losers” from economic integration, like labor groups and environmentalists, and those who perceive themselves as the “winners,” like exporters, multinational enterprises, and financial interests.”
 
-> 2011 deutlich weniger:
· “I am skeptical about the global governance option, but mostly on substantive rather than practical grounds.
· There is simply too much diversity in the world for nations to be shoehorned into common rules, even if these rules are somehow the product of democratic processes.
· Global standards and regulations are not just impractical; they are undesirable. The democratic legitimacy constraint virtually ensures that global governance will result in the lowest common denominator, a regime of weak and ineffective rules.”
· Global Straitjacket anstatt Global Governance
 
Fritz Scharpf: Ähnliches Argument im Hinblick auf die EU
-> Scharpf kombiniert Rodrik mit der Varieties of Capitalism Theorie:
· „Global Governance" setzt voraus, dass die Regelungswünsche der einzelnen Staaten einigermassen ähnlich sind.
· Wo die Regelungswünsche strukturell unterschiedlich sind (konkret: weil die Länder unterschiedliche Varieties of Capitalism haben), verbleiben globale Regeln auf dem Niveau des «golden straitjacket» (cf. Rodrik „lowest common denominator“).
 
-> Daraus folgt nach Scharpf die Asymmetrie zwischen positiver Integration und negativer Integration
· Positive Integration: Explizite Vereinheitlichung von Regulierungen und Policies auf europäischer Ebene durch gemeinsamen Beschluss und Schaffung gemeinsamer Regeln.
· Negative Integration: Implizite Vereinheitlichung der europäischen Standards durch Abschaffung nationaler Sonderregeln.
 
-> Beispiel
· Welche Art der Integration bevorzugen Liberale Marktwirtschaften? -> Negative Integration
· Welche Art der Integration benötigen koordinierte Marktwirtschafen? -> Positive Integration
· Präferenzen jeweils sehr stark, Marktwirtschaften können sich nicht einigen
· Jedoch: Einstimmigkeit im Rat vonnöten
· Tendenz eher zu negativer Integration
· Neue Regeln (positive Integration) erfordert immer jeweils Zustimmung, Abschaffung von Regeln nur einmal
 
 
1.31. [bookmark: _Toc166683508]Der Backlash gegen Globalisierung
-> Beispiele: Brexit, Trump
 
Rechtsnationaler Backlash
· Beobachtung: Im Gegensatz zur Analyse von Scharpf scheint der Backlash gegen Integration auch in liberalen Marktwirtschaften stark ausgeprägt zu sein.
· Ein grosser Teil der politökonomischen Literatur hat den Backlash als direkten Ausdruck der materiell-ökonomischen Konsequenzen des Freihandels interpretiert.
· Insb: “China Shock Literature“
· Autor/Dorn/Hanson 
· Colantone/Stanig
 
Sind es Globalisierungsverlierer:innen?
Dorn and Hansen
-> Wie stark sind gewisse Regionen/Gemeinden dem „China-Shock“ ausgesetzt?
-> Zusammenhang zwischen Deindustrialisierung und Backlash
 
Colantone/Stanig
· Zunahme der Import-Substitution
· Korrelation von "Import Shock" und "Leave"
· Jedoch nicht nur ökonomische Faktoren wichtig (sondern auch kulturelle?)
 
Walter
· Ein grosser Teil der politökonomischen Literatur hat den Backlash als direkten Ausdruck der materiell-ökonomischen Konsequenzen des Freihandels interpretiert.
· Aber: Die Studien werfen Fragen auf betreffend der Erklärungen des backlash: sind es tatsächlich die (materiell) direkt Betroffenen, die rechts-national wählen?
· Es fragt sich, ob wir es mit einem generalisierten Backlash zu tun haben, oder mit der Polarisierung zwischen Befürwortern und Gegnern des strukturellen Wandels im Allgemeinen.
 
Gründe
-> Meinungsumschwung?
· Eigentlich nicht, Meinungen zu Globalisierung tendenziell pro, insgesamt auch stabil
 
-> Salienz/Mobilisierung?
· Politisierung der Globalisierung
· Unter anderem ein Ergebnis von Elitenverhalten
 
-> Andere Gründe als Globalisierung?
· "Individual-level research is far less conclusive about the importance of economic transformations in driving the globalization backlash than the regional-level analyses suggest."
· Backlash auf genereller Aggregatebene erklärbar
· Auf Individualebene weniger
· Inglehart & Norris 2019: Backlash gegen progressiv-libertären Wertewandel
· Silent revolution -> Transformation der Gesellschaft ohne grossen Konflikt, Wertewandel
· Triggert nun eine Gegenrevolution
· Keine ökonomischen Gründe sondern Werte, Identitäten
· Vs Colantone/Stanig
 
Walter 2021
· Backlash als Ausdruck der Politisierung und Mobilisierung eines integrationsskeptischen Teils der Bevölkerung.
· Politische Akteure haben die Globalisierungsskepsis erfolgreich mit einer allgemeinen Mobilisierung von Strukturwandel-Ängsten verbunden.
 
-> Reale Konsequenzen:
· Zunahme von protektionistischen Massnahmen
· Stagnation internationaler Organisationen
· De-Integrations-Debatten/Challenge von internationalen Organisationen
· Werte/Identitätsfragen haben ökonomische Konsequenzen
 
-> Fazit Walter (2021):
· Das Erstarken des politischen Globalisierungs-Backlash ist nicht Ausdruck eines generalisierten Meinungsumschwungs, sondern Ausdruck von stärkerer Polarisierung und Sichtbarkeit (Salienz) der Integrationskritischen politischen Akteure.
· Diese Politisierung hat konkrete Konsequenzen in Form einer «gebremsten» Globalisierung.
· Die Mobilisierung hat auch nicht-ökonomische Gründe... D.h. eine Linderung der negativen Globalisierungseffekte für die »Verlierer» reicht wahrscheinlich nicht aus, um den backlash zu befrieden.
· Die Politik "hat die Wahl", wie sie dieser Mobilisierung begegnet: verstärkend oder entgegnend. Akkomodierende Policies können den Backlash genauso sehr verstärken wie abschwächen.
· Pro- und Contra-Politisierung der Globalisierung haben zugenommen -> Politischer Kampf
 
 


[bookmark: _Toc166683509]Die Politisierung des Backlash gegen den Strukturwandel
1.32. [bookmark: _Toc166683510]Neue politischen Wählendenpotenziale
Basierend auf ökonomischen Entwicklungen
· «Winners» und «losers» von Globalisierung , Deindustrialisierung und technologischem Wandel
· Bevorteilte: hoch qualifizierte, mobile, kreative, kognitiv Beschäftigte, interpersonelle Jobs, Zentren
· Benachteiligte: niedrig qualifizierte, gegenüber der Globalisierung exponierte Arbeiter:innen, Routinejobs, periphere Regionen
· Unklar: Non-routine Manual Jobs
· In der Schweiz jedoch keine Verschlechterung für diese Berufe
· International starke Varianz
 
Basierend auf sozio-kulturellen Entwicklungen
-> Nicht nur ökonomische Entwicklungen: Bildungsexpansion, Wertewandel (Silent Revolution)
· «Winners» und «losers» von sozialer Modernisierung
· Bevorteilte: Kosmopolit:innen, Minderheiten, (qualifizierte) Frauen, kognitiv-und kreativ Tätige, mobile und kulturell Interessierte
· Benachteiligte: Kommunitarist:innen, Traditionalist:innen, niedrig qualifizierte Männer, manuell Tätige, national oder lokal orientierte Menschen
 
 
1.33. [bookmark: _Toc166683511]Mobilisierung durch Parteien
-> Welchen Parteien geben diese Wähler*innen ihre Stimmen?
· Liberal-progressive Parteien mobilisieren stärker die Bevorteilten des Strukturwandels.
· Rechts-nationale Parteien mobilisieren stärker die Benachteiligten des Strukturwandels.
· An beiden Polen wachsen die liberal-progressiven Parteien («Neue Linke») und die rechts-nationalen Parteien über die letzten 30 Jahre
· Parteien zielen auf diese (ökonomischen und kulturellen) Potenziale ab
· Diese diversen Potenziale machen die Erklärung der Gründe für die Wahl kompliziert
 
-> In einer Vielzahl von Studien haben sich folgende soziostrukturellen Determinanten robust als am wichtigsten zur Erklärung des Wahlverhaltens in vielen Ländern erwiesen:
· Bildung
· Berufsklassen
· Zentralität (Zentrum/Peripherie bzw. Stadt-Land)
· Geschlecht
-> Zentrale Variablen der politischen Ökonomie
 
 
1.34. [bookmark: _Toc166683512]Politische Identitäten und Parteipolarisierung
-> Jedoch: weiterhin ungeklärte, offene Frage: Wahlmotivation?
„Ökonomische“ Motivationen gegen ökonomischen Wandel?
· Tatsächlicher Abstieg/Aufstieg?
· Abstiegsangst? Statusangst?
· Bildungschancen/renditen? Möglichkeiten/Skills?
 
„Kulturelle“ Motivationen gegen gesellschaftlichen Wandel?
· Bildung? Ambivalenztoleranz/Autoritarismus vs. Liberalismus?
· Rolle kultureller Werte? Traditionalismus vs. Universalismus
· Nationalismus/Kosmopolitismus
 
-> Warum wollen wir die Motive/Mechanismen so genau kennen?
· Frage nach Stabilität vs. Volatilität der Veränderungen
· e.g.; Colantone and Stanig -> «China Shock» als Treiber
· Vorübergehendes Phänomen?
· Die Motive erklären, was die Wähler*innen von der Politik/von ihrer Wahl erwarten
· e.g. Cramer 2016 -> Politics of Resentment/Feeling left behind
· Menschen wollen nur wieder sichtbar werden/Anerkennung
· Damit zusammenhängend erklären sie, welche Politiken diese Wähler*innen ansprechen werden oder nicht
· e.g. Gingrich 2019 -> Wachstum rechtsnationaler Parteien in peripheren Regionen sogar bei steigenden Sozialleistungen
· Welche Politiken haben welche Auswirkungen?
 
-> Schwierigkeit: von den sozio-strukturellen Charakteristika der Wähler:innen kann ihre Motivation nur bedingt hergeleitet werden. (Menschen wählen nicht far-right, weil sie ungebildet sind)
· Argument: Entscheidend ist, wie die Menschen selbst ihre Situation wahrnehmen, definieren, und wogegen sie sich abgrenzen.
· Diese Selbstwahrnehmungen sind a) komplexer und b) affirmativer/positiver als die Winner/loser-Kategorien der rein materiell-strukturellen Analysen.
· Niemand nennt sich Winner/Loser of Modernization
 
Forschungsprojekt: Social Identities and Social Structure in 21st Century Electoral Politics
-> Studie zu politischen Identitäten in F, GER, CH, UK am IPZ – Bornschier, Haffert, Häusermann, Steenbergen, Zollinger
 
-> Selbstwahrnehmung und Abgrenzung des eigenen Elektorats:
· Keine sozio-strukturellen Faktoren genannt (zB Berufe)
· Nur positive Begriffe bei der Selbstzuschreibung
· Verstehen zu welchen Selbstzuschreibungen die strukturellen Veränderungen führen
 
-> Zentrale Fragen der Studie:
· Welche Gruppenidentitäten entsprechen den sozio-strukturellen Wählersegmenten, die der neuen Rechten und neuen Linken zu Grund liegen?
· Sind diese Gruppenidentitäten eher ökonomisch oder kulturell konnotiert?
· Welche dieser Identitäten polarisieren die Wähler:innen?
 
-> Forschungsdesign des Artikels:
· Warum der Fall Schweiz gut geeignet ist für die Studie:
· Frühes und starkes Realignment
· Soziokulturelle Polparteien sind auch die grössten Parteien
· Starkes Realignment der Arbeiterklasse nach rechts / Segmentierung
· Die Umfrage:
· 1000 Befragte in der dt-sprachigen Schweiz
· Repräsentativ für Bildung, Alter, Geschlecht
 
-> Erster Befund:
· In den Regressionen zeigt sich, dass die «objektiven» Gruppen sich auch den entsprechenden «subjektiven» Gruppen nahe fühlen. (Validierung)
· ABER: die «subjektiven» Gruppen gehen weit über die direkte Entsprechung hinaus, v.a. zu kulturell konnotierten Gruppen. Insbesondere haben Bildung, Klasse und Zentralität (Stadt-Land) eine starke Verbindung zu kulturellen Identitätskategorien.
· Zudem sind die am stärksten polarisierenden Identitäten zwischen Wähler:innen der neuen Rechten/Linken kulturell konnotiert.
· Kulturelle Identitäten polarisieren am stärksten
· Migrationshintergrund
· Urban/Rural
· Kosmopolit:in/kulturell interessiert, Schweizer:in
· Welches sind die wichtigsten In-/Outgroups?
 
-> Zweiter Befund:
· Die wichtigsten positiv und negativ konnotierten Gruppen (Ingroups/Outgroups) erklären die Parteiwahl signifikant.
· Sie steigern die Passung des Regressionsmodells stark.
 
Fazit
· Der strukturelle Wandel (ökonomisch UND sozial) hat die Parteipolitik in Europa transformiert. Die meisten Parteiensysteme Europas kennen heute eine starke Konfliktlinie zwischen neuer Linker und neuer Rechter
· Auch wenn die Ursachen im ökonomisch-strukturellen Wandel liegen, scheint die Politisierung dieser Konfliktlinie mindestens so stark über kulturelle Selbst- und Fremdzuschreibungen zu laufen.
· Diese Gruppenidentitäten tragen (via soziale Schliessung) zur Stabilisierung dieses Konflikts bei und zu seiner Kontinuität. Der Polarisierung ist mit rein ökonomisch-materiellen Politiken schwer beizukommen.
 
 
1.35. [bookmark: _Toc166683513]Fazit
· Materiell-struktureller Wandel und ideell-kultureller Wandel sind nicht klare Alternativen, sondern hängen zusammen.
· Heute integriert die Vergleichende und Internationale Politische Ökonomie auch Theorien aus dem politischen Verhalten und der politischen Psychologie -> Subdisziplinien öffnen sich gegenseitig (von engen «china shock» Modellen zu «Social identity theory»)
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FIGURE 9.5. The top decile income share in Anglo-Saxon countries, 1910-2010

The share of the top o.1 percent highest incomes in total income rose sharply since the
1970s in all Anglo-Saxon countries, but with varying magnitudes.

Sources and series: see piketty.pse.ens.fr/capitalzic.
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